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Das ist sie! Die erste Exzess des
Jahres 2005! Unsere Redaktion hat

erfolgreich überwintert und startet mit
dem Schwerpunkt „Kinderarmut“. Kin-
derarmut ist kein neues Thema. In der
politischen Öffentlichkeit hat es regel-
mäßig, entweder unter dem Aspekt 
von Verharmlosung oder Dramatisie-
rung auf der Agenda gestanden. Auch
in den Tagen kurz nach Erscheinen des
2. Armuts- und Reichtumsberichts der 
Bundesregierung hat die Materie ohne
großes Aufsehen den Weg in die Schub-
lade gefunden (bis auf einen Führungs-
wechsel bei den JungLiberalen...). Und
dabei ist die Notwendigkeit für eine
ernsthafte Auseinandersetzung mit der
Thematik aktueller denn je: Kinderar-
mut, so die Studien, ist die verbreitet-
ste Armutsform in der BRD. 1,5 Millio-
nen Kinder unter 18 Jahren sind arm.
Armut beinhaltet nicht nur den Mangel
an materiellen Lebenschancen, sondern
auch den Verlust von Bildungschancen

und der Möglichkeit gesellschaftlicher
Partizipation. Unsere Verbandsarbeit
richtet sich ausdrücklich an Kinder und
Jugendliche, die von Armut und Aus-
grenzung betroffen sind. Diesem An-
spruch begegnen wir im Jugendwerk
seit unserem Bestehen praktisch-päda-
gogisch und politisch. Das Jugendwerk
hat, wie der Artikel des JW Essen deut-
lich macht, ein eigenes starkes Potenti-
al im Umgang mit Armut. Wir bieten
echte Partizipations- und Integrations-
möglichkeiten für armutsbetroffene jun-
ge Menschen! Sowohl auf der prakti-
schen Ebene unserer Angebote und un-
serer Strukturen als auch durch unsere
Rolle als politische Interessenvertre-
tung für und mit sozial benachteiligten
jungen Menschen.

Mit dieser Exzess wollen wir Impulse
setzen, wie wir unsere Kompetenzen
zum Umgang mit dem Thema (Kinder-)
Armut ausbauen können. Wir stellen
Euch Beispiele aus der praktisch-polit-

schen Jugendwerksarbeit vor - z.B. das
Partizipationsprojekt des BuJW „Kinder-
politik den Rücken stärken!“, das sich
Kinderarmut zum Schwerpunkt gesetzt
hat. Wir möchten die Diskussion sozial-
politischer Alternativen (z.B. Grundein-
kommen) zur Überwindung der Kluft
zwischen Arm und Reich vertiefen und
Euch einen kritischen Einblick in die 
Ergebnisse aktueller Studien zu Kinder-
armut geben.

Ich wünsche Euch ein gelungenes
„Wiederlesen“ mit der Exzess und 
hoffe auf ein großes Wiedersehen mit
Euch bei unserem Bundestreffen im
Mai in Thüringen!

Julia Koretzki 

Vorsitzende des 
Bundesjugendwerkes der AWO
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Liebe JugendwerklerInnen, 
Freundinnen und Freunde,

Diese Exzess enthält auf den Seiten 4-15 
eine Serie von Fotos vom Gründungstreffen
(Berlin, 21.-23.1.05) des Projektes „Kinder-
politik den Rücken stärken!“, welches auf
den Seiten 18/19 genauer dargestellt wird.
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„DEUTSCHLAND IST EIN REICHES LAND“

... IN UNSEREM REICHEN ARMEN LANDE ...

FORTSETZUNG DER AWO-ISS-STUDIE ZU „KINDERARMUT“: 
ALLES SCHON ENTSCHIEDEN?

BILDUNG - EINE WAFFE IM KAMPF GEGEN KINDERARMUT

ALTERNATIVEN ZUR ARMUT

EXISTENZGELD - EINE ANTWORT AUF DIE KRISE DES SOZIALEN

SOLIDARITÄT - CHANCE FÜR DIE ZUKUNFT

NUR MIT UNS! PARTIZIPATIONSCHANCEN UND MIGRATION 
IN DER KINDER- UND JUGENDARBEIT

COME IN CONTRACT
Das Jugendwerk mischt sich ein!
Protest-AG in Berlin

PARTIZIPATION & VERBANDSENTWICKLUNG
Partizipation, die verbindet
AK „Mitgliederverband“
AK „Interkulturelle Öffnung“
AK „Partizipation von Kindern und Jugendlichen“
AK „Gender“
Einführung in das Thema Gender. Teil 1: 
Ein Blick in das real existierende Patriarchat

PÄDAGOGISCHES KONZEPT
Pädagogisches Konzept? Kennt Ihr nicht? Macht nichts, erklären wir Euch!
Teil 1: Das Pädagogische Ziel der Genussfähigkeit - oder: Wie der Film 
Chocolat unser Leben verändert hat

YOUROPA
YouRoPa e.V. auf Rumänienreise

INFOS, TIPPS & BÜCHER

4 bis 5

6

7 bis 9

10 bis 11

12

12 bis 14

15

16 bis 17

18 bis 19

20 bis 23

24

25

26 bis 31

I n h a lt
Schwerpunktthema: KINDERARMUT
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Anfang März hat die Bundesregie-
rung ihren zweiten Armuts- und

Reichtumsbericht „Lebenslagen in
Deutschland“ veröffentlicht. Damit setzt
sie die 2001 auf Bundesebene begon-
nene Berichterstattung fort, was an
sich schon zu loben ist, da die Vorgän-
ger-Regierung Armutsberichte schlicht
ablehnte.

Der Bericht ist insgesamt 317 Seiten
stark (plus 171 Seiten Anhang). Er glie-
dert sich in zwei große Teile: In Teil A
werden auf 150 Seiten zentrale Trends
und Herausforderungen dargestellt, die
Analyse des Ist-Standes also. Teil B ist
dann weniger wissenschaftlich, sondern
eher als „parteipolitisch“ zu werten.
Die Bundesregierung stellt ihre „Leis-
tungen“ dar und lobt die Agenda 2010.

Wer sich das Lesen des Gesamtberich-
tes ersparen will - was verständlich ist,
denn die schnöde Berichtsform ist kei-
ne Lesefreude -, der oder die sollte
nicht zur Kurzzusammenfassung grei-
fen, da darin eher Teil B dargestellt ist.
Es empfiehlt sich eher, die Zusammen-
fassungen am Ende der einzelnen Teil-
kapitel zu lesen, um einen Überblick 
zu erlangen.

Fakten, Fakten, Fakten…
Die Analyse in dem Bericht erlaubt 
einen Einblick in verschiedene Dimen-
sionen ärmerer Lebenslagen, wie z.B.
Einkommen, Vermögen, Überschuldung,

Bildung, Versorgung mit Wohnraum
und gesundheitliche Situation. Erfreu-
lich ist, dass auch dem Thema „Partizi-
pation“ als Armutsaspekt ein Kapitel
gewidmet wurde, was im Bericht von
2001 zu bemängeln war. Positiv auch,
dass die Lebenslagen von MigrantIn-
nen, Behinderten und von „Menschen
in extremer Armut und begrenzt selbst-
hilfetätigen Personen“ (Wohnungslose,
Straßenkinder, Suchtkranke, chronisch
Kranke und ehemalige Straffällige) 
besondere Berücksichtigung erfahren.

In punkto Datenmaterial wurde dieses
Mal versucht, auch aktuellere Daten
einzubeziehen. Somit finden sich ins-
gesamt Daten zum Zeitraum von 1998
bis 2004 im Bericht.

Kurz einige Ergebnisse:

• 1,5 Millionen Kinder unter 18 Jahren
sind arm, 1,1 Millionen davon leben
von Sozialhilfe. Die Sozialhilfequote
unter Kindern ist mit 7,2 % doppelt
so hoch wie in der Gesamtbevölke-
rung.

• Der Anteil der Armen an der Bevölke-
rung ist unter Rot-Grün gestiegen:
von 12,1 % (1998) auf 13,5 % (2003).

• Die ungleiche Verteilung der Privat-
vermögen hat noch einmal leicht zu-
genommen: 2003 besitzen die reich-
sten 10 % der Haushalte 47 % (1998:
45 %), während die unteren 50 %
nur 4 % des Gesamtvermögens
(1998: 4 %) ihr Eigen nennen.

In dem analytischen Teil A des aktuel-
len Berichtes wird somit eigentlich nur
das bestätigt, was aufmerksamen Be-
obachterInnen gesellschaftlicher Rea-
lität die letzten Jahre nicht verborgen
blieb: Armut und Reichtum nehmen
auch im Land der ExportweltmeisterIn-
nen zu und der Abstand zwischen Arm
und Reich vergrößert sich.

Auf, auf zur Leitkultur!
So weit! Doch warum brauchen wir 
dazu den Bericht? Nun, Hauptaufgabe
eines solchen ist es, eine Analyse des
Ist-Standes darzustellen. Doch dieser
Bericht bietet viel mehr als das, er gibt
uns die wunderbare Möglichkeit, die
Interpretation der Analyse gleich mitge-
liefert zu bekommen. Und zwar von
auserlesener Seite. Die Handschrift der
Bundesregierung ist in Teil B nicht zu
übersehen. Demzufolge sind Agenda
2010 und Hartz I-IV armutspräventive
Garanten, die Grundsicherung ist mit
dem ALG II angeblich eingeführt und –
hurra! – endlich werden die, der Leit-
kultur nicht zugewandten MitgrantIn-
nen dazu gebracht, über Sprachkurse
integriert und partizipiert zu werden.
Fördern und Fordern heißt die Devise,
und von Eigenverantwortung ist in dem
Bericht auch ganz oft die Rede. Dass
es dabei mehr ums Fordern geht, er-
fahren MigrantInnen tagtäglich in ihrer
Lebensrealität. Doch in diesem Bericht
schreibt es die Bundesregierung in Be-
zug auf die Sprachförderung noch ein-
mal deutlich: 
„Entsprechend dem Grundsatz des ‚För-
derns und Forderns’ kann eine Verlet-
zung der Teilnahmepflicht [Anm. d. Red.:
an den Sprachkursen] mit Sanktionen,
ggf. auch sozialrechtlichen Leistungs-
kürzungen belegt werden. Damit wird
verdeutlicht, dass den gewährten Chan-
cen auch die Pflicht gegenübersteht,
aktiv am Erwerb der Sprachkompetenz
mitzuarbeiten.“ (S. 300) Welche Sank-
tionen das sind, wird nicht erwähnt.
Dass dem Nicht-Bestehen der Sprach-

„Deutschland ist ein reiches Land“
Zum zweiten Armuts- und Reichtumsbericht der Regierung

S C H W E R P U N K T T H E M A
„Kinderarmut“ 

Foto: Julia Koretzki



hürde unter Umständen die Abschie-
bung folgt, hat aber wenig mit „Stär-
kung der Teilhabechancen“ zu tun.

Was berichtet uns die 
Regierung nicht?
Interessant ist auch, über was der Be-
richt nicht berichtet. Reichtum hat –
wie schon 2001 – scheinbar wenig be-
richtenswertes. Nur sechs Seiten sind
explizit den Reicheren unserer Gesell-
schaft gewidmet, lediglich auf die Ein-
kommens- und Vermögensverteilung
konzentriert. Zwar wird dabei schon 
die ungeheure Dimension der vorherr-
schenden sozialen Ungleichheit erahnbar,
aber es bleibt wie auch schon 2001 da-
bei: Eigentlich könnte sich der Bericht
auch nur „Armutsbericht“ nennen.

Die Version der Bundesregierung für
dieses Manko ist im Bericht enthalten.
Von „diffuser begrifflicher Fassung von
Reichtum“ und „unbefriedigender Da-
tenlage“ (S. 12) ist die Rede. Und das,
obwohl die Regierung selbst mehrere
Reichtumsstudien in Auftrag gab, deren
Ergebnisse nur nicht im Bericht zu fin-
den sind. Und dabei wäre es doch 
so schön gewesen, qualitativ berichtet 
zu bekommen, wie es den Reichen 
unserer Gesellschaft geht. Vielleicht
hätte das Werk dann auch in ärmeren
Schichten reißenden Absatz in den
Buchläden gefunden!?

Leider enthält der Bericht auch nur 
eine halbe Seite zum Phänomen der
„Armut trotz Erwerbsarbeit“ („working
poor“), obwohl es auch dazu bereits
einschlägige Studien gibt. Doch mit
den 1-Euro-Jobs werden genau solche
Lebenslagen geschaffen, und zudem
würden diese Erkenntnisse der Allheil-
methode „Arbeit gegen Armut“ scha-
den, welche vor allem in Teil B des 
Berichtes gepriesen wird. Und obwohl
die Daten dazu Anlass böten, spielt
auch Kinderarmut im Bericht nur eine
indirekte Rolle.

Partizipation und „bürger-
schaftliches Engagement“
Erstmalig widmet sich ein Schwerpunkt
des Berichtes einer wichtigen Dimen-
sion von Armut: Partizipation. Die Re-
gierung kommt dabei zu folgendem 
Ergebnis: „An der Gestaltung der politi-
schen und gesellschaftlichen Lebens-
verhältnisse sind höhere Einkommens-
und Bildungsschichten stärker beteiligt
als untere Bevölkerungsschichten.“ 
(S. 193) Lob dafür, dass der Zusam-
menhang zwischen Partizipationschan-
cen und Armut festgestellt wird. Ent-
scheidend ist aber, was im Bericht un-
ter Partizipation verstanden wird! Und
dabei kommt die Qualität von Partizi-
pation zu kurz. Vereins- oder Parteimit-
gliedschaften sagen nichts darüber 
aus, inwiefern es möglich ist, dort de-
mokratisch mitzuwirken. Zudem wird
der Partizipation von Kindern und 
Jugendlichen zu wenig Beachtung ge-
schenkt.

In Bezug auf Partizipation verdiente
der Prozess der Entstehung des aktuel-
len Berichtes genaue Betrachtung. Es
ist schon fast eine Farce, wenn die Re-
gierung im Bericht behauptet, es habe
eine aktive Beteiligung eines „Ständi-
gen Beraterkreises“ gegeben. Damit
wird die Partizipation einer sog. „Zivil-
gesellschaft“ behauptet. Auch hier ist
die Qualität aber entscheidend. Das
Beratergremium wurde lediglich an-
gehört. Viele Stellungnahmen wurden
geschrieben, wenige davon berücksich-
tigt – oder nur nach intensiver Lobby-
arbeit und unter Vorhandensein ent-
sprechender „Connections“. Das hat
schon Hofstaats-Charakter. Deutlich
spürten das die Beratenden, als ihnen
der Entwurf des Berichtes kurz vor
Weihnachten auf den Tisch flatterte,
mit der Bitte, bis zur ersten Januarwo-
che Feedback zu geben. Ganz nach
dem Motto: Ran an die 317 Seiten,
partizipiert Euch über die Feiertage!

Arbeit, Arbeit, Arbeit?
Die dargestellte „Armutsbekämpfung“ 
der Bundesregierung lässt sich grob in
zwei Bereiche einteilen: „Arbeit, Arbeit,
Arbeit“ und Förderung des Unterneh-
mertums. Oder: „Erstens müssen

Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit
gefördert werden, damit Beschäftigung
neu entstehen kann.“ (S. XIX) Alle an-
deren Armuts-Dimensionen werden da-
bei an Lohnarbeit gekoppelt. Abgese-
hen davon, dass „working-poor“-Le-
benslagen mit Hartz IV zunehmen dürf-
ten, ignoriert dieses Rezept schlicht-
weg, dass es nicht mehr genügend Ar-
beitsplätze für alle gibt, und das schon
seit 30 Jahren. Und Appelle der Regie-
rung an eine Art nationaler Zwangsge-
meinschaft nützen da auch nichts - im
Bericht: „Alle müssen an einem Strang
ziehen“. (Seite XL) Mit dem „alle“ ver-
bunden ist ein Standortnationalismus,
der den Wettbewerb mit anderen Län-
dern als vermeintlichen Sachzwang
suggeriert. Und in dem „alle“ steckt
auch die Annahme, dass eine Unter-
nehmerin die gleichen Interessen hätte
wie ein Langzeitarbeitsloser. Dass die
Unternehmen aber keine Arbeitsplätze
schaffen, verwundert nicht. Das ist
auch gar nicht ihr Organisationszweck,
sondern Profitmaximierung ist es – und
das mit möglichst wenig Aufwand,
sprich: „Humankapital“! Warum also
Menschen in künstlich geschaffene 1-
oder 2-Euro-Jobs zwingen? Das Streben
nach Vollbeschäftigung ist nicht die Lö-
sung, sondern das Problem. Viel inter-
essanter wäre es, über eine wirkliche
Grundsicherung – z.B. in Form eines
Grundeinkommens für alle – nachzu-
denken, um damit soziale Sicherung
und Menschenwürde unabhängig vom
Besitz einer Lohnarbeit zu machen.

Im Bericht heißt es auch: „Deutschland
ist ein reiches Land.“ (S. 48) Umso
schlimmer, mag man denken, dass
noch über Armut berichtet werden
muss. Manch andere denken aber: 
Gerade deshalb! Denn ohne Reichtum
keine Armut! ❑

Mark Unbehend

Bundesjugendwerk der AWO
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S C H W E R P U N K T T H E M A
„Kinderarmut“ 

Mark Unbehend ist Verbandsreferent des
Bundesjugendwerkes der AWO und vertritt
den Deutschen Bundesjugendring im „Stän-
digen Beraterkreis für Armuts- und Reich-
tumsberichterstattung der Bundesregierung“.

Foto: Julia Koretzki
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Denk ich an Deutschland in der
Nacht“, wie oft ist dieses Hei-

ne-Zitat schon ge- und missbraucht
worden, aber wo ist es treffender, als
wenn es in einer der reichsten Volks-
wirtschaften der Welt um Kinderarmut
geht?

Eine Gesellschaft, die Balltretern und
Pseudosternchen zu Millionengagen
verhilft, deren Manager das Hundertfa-
che ihrer Facharbeiter erhalten und da-
bei auch noch Millionen in den Sand
setzen, deren Großaktionäre weitest-
gehend keine Steuern zahlen, blendet
aus, dass es auch hierzulande viele
Kinder und Jugendliche gibt, die so
arm sind, dass sie sich die Dinge nicht
leisten können, die in Deutschland zu
einem normalen Leben dazu gehören.

Heute gilt jedes siebte Kind in Deutsch-
land als arm. Tendenz steigend. Immer
mehr Kinder müssen von Sozialhilfe 
leben. Diese Zahl sei die einzige, die 
in Deutschland ständig steige, sagt der
Präsident des Kinderschutzbundes,
Heinz Hilgers: „Das sind Kinder, die oft
ohne Frühstück in die Schule kommen
und in der zweiten Hälfte des Monats
nicht mal mehr einen Euro haben, um
sich Pommes kaufen zu können.“

Wer aus bildungsfernen Schichten
kommt, hat heute kaum mehr Chan-
cen, diese zu verlassen. Akademiker-
kinder haben in Bayern eine 10-fach
höhere Chance aufs Gymnasium zu 
gehen als Arbeiterkinder, jedeR Zehnte
verlässt die Schule ohne Schulab-
schluss, gleichzeitig gibt es immer we-
niger ArbeitgeberInnen, die bereit
sind, Jugendliche ohne Abschluss ein-
zustellen.

Armutsursache Nummer eins ist die
Arbeitslosigkeit oder der geringfügige
Lohn der Eltern. Migrantenfamilien
sind dreimal so oft von Armut betrof-
fen wie deutsche Familien. Mangelnde
Sprachkompetenz, in Film und Fernse-

hen gerne belächelt, verbaut den Weg
in eine erfolgreiche Lebensplanung.

Kinderreichtum ist ein Armutsrisiko,
aber genauso leben alleinerziehende
Mütter mit ihren Kindern meist unter
der Armutsgrenze. Dazu kommen über
dreißigtausend Menschen, die nach 
Expertenschätzungen in München in
prekären Verhältnissen als „Illegale“ 
leben, was heißt ohne gültigen Aufent-
haltsstatus, was auch heißt ohne Rech-
te und Schutz. Mehrere hundert „illega-
le“ Kinder sind die Leidtragenden. 

Die notwendigen Maßnahmen, wie die
Einführung von Mindestlöhnen, die An-
hebung der Sozialhilfesätze in Richtung
einer sozialen Grundsicherung, Arbeits-
marktmaßnahmen, der Ausbau der Kin-
derbetreuungen, eine wirkliche Sanie-
rung des gesamten Bildungssektors,
die im Idealfall einer Selektion und
Stigmatisierung schon ganz früh entge-
genwirkt, als auch die Betreuung von
Übergängen von der Schule in die Ar-
beitswelt, eine Wiederankurbelung des
sozialen Wohnungsbaus, endlich eine
rechtliche Anerkennung und dauerhafte
Duldung der Menschen ohne Papiere,
der „Sans Papiers“,…

... all die notwendigen Bausteine wären
ja bekannt, aber das liebe Geld - das
liebe Geld? Deutsche Truppen am Hin-
dukusch und auf dem Balkan, Steuer-
senkungen für Besserverdienende,
Steuerbefreiungen der großen Konzer-
ne, Transrapid als Vorortbahn, Toll
Collect und keine Vermögenssteuer. Es
gäbe viele Sachen, wo man viel Geld
sparen oder kriegen könnte, wenn man
nur wollte.

Und so bin ich dann doch des Öfteren
um den Schlaf gebracht, wenn ich des
Nächtens an Kinderarmut in Deutsch-
land denke, und fühl mich dann nicht
mehr so wohl in unserem reichen ar-
men Lande.

Bis bald, Euer
Norbert Steger

Stellvertretender Vorsitzender des LJW
der bayerischen Arbeiterwohlfahrt

Ungekürzter Nachdruck aus der Zeit-
schrift „Megaphon“ (Ausgabe 2/2004)
des Landesjugendwerkes der bayeri-
schen AWO

... in unserem reichen armen Lande ...

S C H W E R P U N K T T H E M A
„Kinderarmut“ 

KONTAKT:

LJW der bayerischen AWO
Fon: 089/54726012
e-mail: ljw-bayern@t-online.de
www.ljw-bayern.de

„

Foto: Julia Koretzki
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Zur Studie allgemein
Die AWO-ISS-Studie „Lebenslagen und
Zukunftschancen (armer) Kinder in
Deutschland“ ist die erste bundesweite
Langzeituntersuchung über Kinderarmut.
Das Projekt läuft inklusive Vorarbeit seit
1997 und begann mit einer Erhebung von
900 Kindern in 60 Kindertageseinrichtun-
gen (KiTas) der Arbeiterwohlfahrt (AWO)
in ganz Deutschland. Durchgeführt wird
es vom Institut für Sozialarbeit und Sozi-
alpädagogik (ISS) in Zusammenarbeit mit
vielen ErzieherInnen vor Ort. Bisher be-
steht die AWO-ISS-Studie aus drei Teilen:
Ersterhebung 1999 im Vorschulalter durch
ErzieherInnen („Gute Kindheit – Schlechte
Kindheit“), Vertiefungsstudie 2001 bei 
Extremgruppen im frühen Grundschulalter
(1. und 2. Klasse) sowie die aktuelle 
Wiederholungserhebung 2003/2004 (in
zwei Wellen) im späten Grundschulalter
(3. und 4. Klasse) durch standardisierte
Kinder- und Elternbefragungen. Die quan-
titativen Ergebnisse werden durch quali-
tative Fallstudien ergänzt.

Forschungsfragen
Folgende Fragestellungen waren für die
Untersuchung von zentraler Bedeutung:
Wie ist die Entwicklung der (armen) Kin-
der vom Ende der Kindergartenzeit bis
zum Übergang auf die Sekundarstufe ver-
laufen (Typ, Schulform)? Welches Bewälti-
gungsverhalten zeigen die (armen) Kin-
der? Welche Bedeutung haben das fami-
liäre Netzwerk und soziale Hilfen? Dabei
soll nicht nur nach Armut differenziert
werden (arme und nicht arme Kinder im

Vergleich), sondern nach Migrationshinter-
grund, Familienform, Geschlecht und Re-
gion.

Armutsdefinition und 
Lebenslagenkonzept
Als Armutsgrenze wurde die Hälfte des
durchschnittlichen bedarfsgewichteten
Nettomonatseinkommens pro Person in
Deutschland verwendet. Alternatives Kri-
terium war der Sozialhilfebezug. Neben
relativer Armut (unter 50% des Durch-
schnitts-Nettoeinkommens) werden zu-
sätzlich im Endbericht die Bereiche prekä-
rer Wohlstand (50% bis 75%) und gesi-
cherter Wohlstand (ab 75%) zur Analyse
der Übergänge in die Armut oder aus der
Armut unterschieden werden.

Die Armutsstudie arbeitet mit einer Kom-
bination aus Ressourcen- und Lebensla-
genkonzept, d.h., es werden die Lebens-
lagen der Kinder in Abhängigkeit von den
finanziellen Ressourcen in der Familie be-
trachtet. Zu den Lebenslagen (Dimensio-
nen) zählen die materielle, gesundheitli-
che, soziale und kulturelle Lage des Kin-
des. Als auffällig gilt das unterste Fünftel
jeder Dimension. Aus den einzelnen Di-
mensionen wird der Lebenslagentyp ge-
bildet. Ist ein Kind in keiner Dimension
auffällig, lebt es im „Wohlergehen“; hat

es ein oder zwei Auffälligkeiten, lebt es
in „Benachteiligung“; bei drei oder vier
Auffälligkeiten leidet es unter „multipler
Deprivation“. [Anm. der Redaktion: Depri-
vation = Unterversorgung]

Armut und Arbeit
Wie auch aktuelle Zahlen für ganz
Deutschland bestätigen (ISI 33/Januar
2005: 4) betrifft Armut (neben den Risi-
kogruppen Alleinerziehende und Migran-
ten) vermehrt die „Mitte der Gesell-
schaft“. In unserer Studie ergab sich das
Bild einer 2/3-Gesellschaft: 68% der un-
tersuchten Kinder lebten nie in Armut;
32% machten 1999 oder 2003 eine Ar-
mutserfahrung. 12% der Kinder waren zu
beiden Zeitpunkten arm. Besonders von
Dauerarmut betroffen waren Migranten-
kinder und immer Alleinerzogene. Aller-
dings zeigt sich auch bei Normalfamilien
eine Zunahme der Armut. Einmal arm be-
deutet für viele Kinder dauerhaft arm:
Zwei von drei armen Vorschulkindern wa-
ren auch am Ende der Grundschulzeit
arm. Armut trotz Arbeit: Jedes zweite ar-
me Kind hatte einen erwerbstätigen El-
ternteil („working poor“). Und fast alle
Kinder im prekären Wohlstand hatten er-
werbstätige Eltern („working prekär“) –
die Hälfte davon waren sogar Doppelver-
diener.

S C H W E R P U N K T T H E M AS C H W E R P U N K T T H E M A
„Kinderarmut“ 

Fortsetzung der AWO-ISS-Studie zu
„Kinderarmut“: Alles schon entschieden?

Familiäre Einkommenslage Familienform Migrationshintergrund

Immer 2-Eltern Immer 1-Eltern Nicht-Migrant Migrant

Nie Armut (nie arm 1999 und 2003) 71% 67% 77% 44%

Aufstieg aus Armut (nur 1999 arm) 6% 9% 5% 7%

Abstieg in die Armut (nur 2003 arm) 15% 0% 11% 24%

Dauerarmut (1999 und 2003 arm) 8% 24% 7% 24%

Anzahl 187 21 166 70

Oder: Was ist aus den (armen) Kindergartenkindern bis zum Ende der
Grundschulzeit geworden? - ausgewählte Ergebnisse der 1. Erhebungs-
welle aus dem aktuellen Zwischenbericht

Foto: Sven Sprenger

Tab.: Armutsdynamik 1999 – 2003 nach Familienform und Migrationshintergrund

Quelle: „Armut im späten Grundschulalter – Stichprobe 2003“, Berechnungen des ISS. 

(vgl. Holz/Puhlmann 2005: 61)
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Lebenslagen und Typen
Der Vergleich von armen und nicht armen Kindern zeigt: Arme
Kinder sind wieder in allen vier Lebenslagen signifikant auffälli-
ger als nicht arme Kinder. Verschlechtert hat sich besonders die
Grundversorgung, gemessen an Indikatoren wie Wohnverhältnis-
se (sozialer Brennpunkt, Kinderzimmer), Taschengeld, Ernährung
und Kleidung. Aber auch bei anderen Indikatoren sind arme Kin-
der im Nachteil: Arme Kinder bekommen trotz schlechterer Noten
weniger regelmäßig Nachhilfe oder Förderunterricht als nicht ar-
me Kinder (10% vs. 17%), spielen seltener ein Musikinstrument

(13% vs. 29%) und sind seltener im Verein (40% vs. 69%). Ent-
sprechend öfter bleiben sie sitzen oder landen auf der Sonder-
schule (17% vs. 7%).

Kinder mit Armutserfahrung sind öfter multipel depriviert und 
leben seltener im Wohlergehen. Diese Ungleichheit der Lebensla-
getypen zwischen Armen und nicht Armen hat sich durch Defizite
bei der Grundversorgung in der Grundschulzeit noch verschärft.
Davon sind insbesondere Kinder von Alleinerziehenden oder mit
Migrationshintergrund betroffen, bei denen besonders viele arm
sind.

S C H W E R P U N K T T H E M A
„Kinderarmut“ 

Bildung in KiTa und Schule
Eine Armutserfahrung – ob im Kindergarten oder in der Grund-
schule – beeinträchtigt sehr oft die spätere Schullaufbahn der
Kinder – selbst bei gleicher Schulleistung oder gleichem Bil-
dungsniveau der Eltern: Kinder ohne Armutserfahrung sind fast
viermal häufiger auf dem Gymnasium vertreten als Kinder mit 
einer Armutserfahrung und gar achtmal mehr als Kinder in Dau-
erarmut – letztere sind entsprechend mehr in den unteren Schul-

formen (Haupt- und Sonderschule) oder bei der Gruppe der Klas-
senwiederholerInnen zu finden. Nur bei den mittleren Schulfor-
men Real- und Gesamtschule bzw. Orientierungsstufe gibt es
(noch) keine Unterschiede (vgl. Abb. 2) – abgesehen von dem
hohen Anteil an Gesamt- bzw. OrientierungsstufenschülerInnen
an den Dauerarmen, den man wegen der niedrigen Fallzahl in
der Gruppe nicht überbewerten sollte.

Positiv auf den Bildungsverlauf aller Kinder wirkt sich ein regulä-
res KiTa-Eintrittsalter aus. Dabei kommt der Frühförderung eine
große Bedeutung zu. Es besteht zum Beispiel ein signifikanter
Zusammenhang zwischen Sprachauffälligkeiten im Vorschulalter

und Deutschnote am Ende der Grundschulzeit: Von den auffälli-
gen Kindern haben über 40% eine schlechte Deutschnote (aus-
reichend oder mangelhaft), von den unauffälligen Kindern nur
14%.

Abb. 1: Lebenslagetypen der Kinder nach Armutsperioden 1999 und 2003 

Quelle: „Armut im späten Grundschulalter – Stichprobe 2003“, Berechnungen des ISS. (vgl. Holz/Puhlmann 2005: 70)

Abb. 2: Künftige Schullaufbahn nach Armutsperioden 1999 und 2003

Quelle: „Armut im späten Grundschulalter – Stichprobe 2003“, Berechnungen des ISS. (vgl. Holz/Puhlmann 2005: 75)
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Fazit
Obwohl das Sample nicht repräsentativ ist (Einrichtungen mit ar-
men Kindern wurden bewusst überrepräsentiert), kann man aus
den Ergebnissen doch Trends ableiten: Arme Kinder hatten schon
im Kindergarten in allen Lebenslagen Nachteile und diese Schere
hat sich bis zum Ende der Grundschulzeit weiter geöffnet. Da 
Armut der Familie ein komplexes Problem darstellt und oft mit
weiteren gesundheitlichen, sozialen oder kulturellen Defiziten der
Eltern verbunden ist, fällt es auch schwer, adäquate Hilfen für 
jeden Einzelfall anzubieten oder gar zu bewerten (Evaluation).
Unsere Studie liefert aber einige Handlungsansätze zur Armuts-
prävention. Positiv wirken sich aus z.B.: gutes Familienklima und
Aktivitäten mit den Eltern, bewusste Entscheidungsspielräume,
viel Sport, gutes soziales Netzwerk (Freundschaften, Vereine, Ver-
trauenspersonen), kulturelle Anregungen (Bücherei- und Museums-
besuche), Kontakte der Eltern mit der Schule (Elternabende,
Sprechstunden) und Fördermaßnahmen (Extrakurse, Musikunter-
richt, Hort, Hausaufgabenbetreuung, Nachhilfe, Förderunterricht).

Interessant wäre es zu sehen, wie sich die Schulkarriere bei den
untersuchten Kindern weiter entwickelt (insbesondere im mittle-
ren Bereich der Orientierungsstufe, Gesamt- und Realschule, in
dem noch nichts entschieden ist) und sich später der Übergang
in den Beruf gestaltet. Das Projekt endet vorerst im Herbst.
Dann wird auch der Endbericht mit allen Ergebnissen erscheinen.
Eine Fortsetzung der Studie ist noch offen und damit eine Ant-
wort auf die Frage(n): „Werden aus armen Kindern arme Erwach-
sene?“ Und vor allem – „Was können wir dagegen tun?“ ❑

Andreas Puhlmann

Auswahl an Publikationen des ISS zum Thema „Kinderarmut“

• Gerda Holz/Andreas Puhlmann (2005): Alles schon entschieden?
Wege und Lebenssituation armer und nicht-armer Kinder zwischen
Kindergarten und weiterführender Schule

• Inhalt: Zwischenergebnisse der 3. AWO-ISS-Studie mit Analysen zur
aktuellen Lebenssituation der zehnjährigen Kinder und 
ihrer Entwicklung seit 1999

• Gerda Holz/Susanne Skoluda (2003): Armut im frühen Grund-
schulalter

• Inhalt: Ergebnisse der 2. AWO-ISS-Studie als vertiefende Untersu-
chung von achtjährigen Kindern in belasteten Lebenslagen mit
Blick auf ihre Situation, Ressourcen und ihr Bewältigungsverhalten
- ausführliche Falldarstellungen

• Beate Hock/Gerda Holz/Renate Simmedinger/Werner Wüstendörfer
(2000): Gute Kindheit – Schlechte Kindheit? Armut und Zukunfts-
chancen von Kindern und Jugendlichen in Deutschland

• Inhalt: Zusammenfassung der Ergebnisse und Schlussfolgerungen
für Politik, Wissenschaft und Praxis zur 1. AWO-ISS-Studie von
1997 bis 2000

• Gerda Holz/Vanessa Schlevogt/Thomas Kunz/Evelin Klein (2005):
Armutsprävention vor Ort – „Mo.Ki - Monheim für Kinder

• Inhalt: Konzept und Bausteine eines präventiv wirkenden kommu-
nalen Kinder-/Jugendhilfesystems und Entwicklung von Elementen
einer kindbezogenen Armutsprävention. Mo.Ki ist Gewinner des
Deutschen Präventionspreises 2004 und wurde von der OECD in
der „Kindergarten-PISA 2004“ als herausragendes Modell der För-
derung von sozial benachteiligten Kindern im KiTa-Bereich bewer-
tet.

Die genannten Publikationen kosten pro Band 12,40 Euro (plus Ver-
sandkosten) und sind beim ISS und im Buchhandel erhältlich.

S C H W E R P U N K T T H E M AS C H W E R P U N K T T H E M A
„Kinderarmut“ 

Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik
Fon: 069/95789-200 • e-mail: info@iss-ffm.de • www.iss-ffm.de

KONTAKT:

Andreas Puhlmann ist wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts
für Sozialarbeit und Sozialpädagogik (ISS) in Frankfurt a.M.

Quellenangabe: Noll, Heinz-Herbert/Weick, Stefan (2005): Relative 
Armut und Konzentration der Einkommen deutlich gestiegen, in: Infor-
mationsdienst Soziale Indikatoren (ISI), Ausgabe 33/Januar 2005, S. 6
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In der Vorweihnachtszeit wurde – wie

gewohnt – viel über die Kinderarmut in

der Bundesrepublik gesprochen und ge-

schrieben, bis zahllose Medienberichte

über die Flutkatastrophe in Südostasien

das Thema zum Jahreswechsel 2004/05

schlagartig von der öffentlichen Agenda

verdrängten. Die sehr ausgiebige und

zum Teil geradezu voyeuristisch anmuten-

de Tsunami-Berichterstattung verbreitete

die entpolitisierend wirkende Botschaft,

dass letztlich die Natur das menschliche

Schicksal bestimmt (also nicht die Gesell-

schaft) und dass es „uns“ eigentlich noch

ganz gut geht, in der sog. Dritten Welt 

jedoch wirklich Not und Elend herrschen.

Tatsächlich ist (relative) Armut in der Bun-

desrepublik etwas ganz anderes als (ab-

solute) Armut in Bangladesch oder Burki-

na Faso. (Kinder-)Armut kann in einer rei-

chen Umgebung gleichwohl bedrückender

und bedrängender sein, in einer reichen

Gesellschaft, wo sie weniger zur Solidari-

sierung als zur Stigmatisierung der Be-

troffenen führt.

Die gesellschaftli-
chen Ursachen der
(Kinder-)Armut

Kinder sind heute auch in hoch ent-

wickelten Wohlstandsgesellschaften u.a.

immer stärker von Armut betroffen, weil

das Projekt eines neoliberalen „Um-“

bzw. Abbaus des Sozialstaates nach dem

Vorbild des Marktes auf Kosten vieler 

Eltern geht, die kaum mehr Schutz vor

existenziellen Lebensrisiken genießen:

Die Aushöhlung des „Normalarbeitsver-

hältnisses“ (erzwungene Teilzeit- und 

Leiharbeit, befristete und geringfügige

Beschäftigungverhältnisse, Honorar- bzw.

Werkvertragstätigkeit), die durch wach-

sende Mobilitäts- und Flexibilitätsanforde-

rungen der Wirtschaft beschleunigte Auf-

lösung der „Normalfamilie“ und die Ent-

wertung des Sozialen verschlechtern nicht

nur die Lebenssituation der Erwachsenen,

sondern auch jene der nachfolgenden 

Generationen.

Bei den sog. Hartz-Gesetzen, der Agenda

2010, der Gesundheitsreform 2004 und

den erst teilweise (z.B. im sog. Nachhal-

tigkeitsgesetz) legislativ umgesetzten 

Vorschlägen der sog. Rürup-Kommission

handelt es sich um Maßnahmen zum Um-

bzw. Abbau des Sozialstaates, die seine

ganze Architektur, Struktur und Konstruk-

tionslogik verändern. Es geht längst nicht

mehr nur um Leistungskürzungen im so-

zialen Sicherungssystem, sondern um ei-

nen Systemwechsel, anders ausgedrückt:

um eine zentrale gesellschaftliche Rich-

tungsentscheidung, welche das Gesicht

der Bundesrepublik auf absehbare Zeit

prägen dürfte. Das nach Peter Hartz be-

nannte Gesetzespaket markiert für die

Entwicklung von Armut bzw. Unterversor-

gung in Ost- und Westdeutschland eine

historische Zäsur. Besonders mit Hartz IV

sind Änderungen im Arbeits- und Sozial-

recht verbunden, die das politische Klima

der Bundesrepublik auf Jahre, wenn nicht

gar auf Jahrzehnte verschlechtern.

Langzeitarbeitslose erhalten seit dem 

1. Januar 2005 statt der nach ihrem frühe-

ren Lohn bemessenen, wenngleich sehr

viel niedrigeren Arbeitslosenhilfe das Ar-

beitslosengeld II, welches besser „Sozial-

hilfe II“ hieße, weil es keine Lebensstan-

dardsicherung mehr bezweckt, sondern

(mit einem Grundbetrag von 345 EUR

monatlich für Alleinstehende im Westen

bzw. 331 EUR im Osten plus Erstattung

der Miet- und Heizkosten einer „ange-

messenen“ Wohnung) als Fürsorgelei-

stung nur noch die Existenz sichern soll.

Auf zwei Jahre befristete Übergangszu-

schläge in Höhe von maximal 160 EUR

und auf drei Jahre befristete Kinderzu-

schläge für Geringverdiener in der Höhe

von maximal 140 EUR verhindern nicht,

dass Familien, die darauf zurückgreifen

müssen, an den Rand unserer Gesell-

schaft gedrängt werden. Die sog. 1-Euro-

Jobs dürften auf dem Arbeitsmarkt zu 

einem harten Verdrängungswettbewerb

führen. Vor allem gering qualifizierte 

Arbeitnehmer/innen fürchten, dass man

sie durch Arbeitslosengeld-II-Bezieher/in-

nen ersetzt, was Auswirkungen auf das

gesamte Lohngefüge haben wird. Nied-

riglohnjobs dürften längerfristig zur ge-

sellschaftlichen Normalität werden.

Armut, Bildung und 
Bildungsarmut

Alleinerziehende, Mehrkinder- und Migran-

tenfamilien leiden besonders stark unter

der zunehmenden Polarisierung moderner

Gesellschaften. Immer mehr Kinder und

Jugendliche wachsen in materieller Not

auf. Armut ist jedoch mehr, als wenig

Geld zu haben, denn sie bedeutet für da-

von Betroffene auch, persönlicher Entfal-

tungs- und Entwicklungsmöglichkeiten

beraubt, sozial benachteiligt und (etwa

im Hinblick auf Bildung, Gesundheit und

Wohnsituation) unterversorgt zu sein. Bil-

dungschancen und Schulleistungen sol-

cher Kinder lassen, wie PISA und andere

Studien bestätigen, zu wünschen übrig.

Gespart wird in einer finanziellen Mangel-

situation zuerst an der Bildung: Eltern

ohne bzw. mit einem niedrigen Erwerbs-

einkommen schicken ihre Kinder nicht 

auf weiterführende Schulen, setzen viel-

mehr auf eine möglichst kurze Berufs-

ausbildung, die – ein Teufelskreis – das

Armutsrisiko der Betroffenen wiederum

erhöht.

Angesichts der dadurch verstärkten Chan-

cenungleichheit in der Gesellschaft bildet

Kinderarmut eine zentrale Herausforde-

rung für die Bildungspolitik. Da jene In-

frastruktur weitgehend fehlt, die es auch

Bildung – eine Waffe im Kampf gegen Kinderarmut

S C H W E R P U N K T T H E M A
„Kinderarmut“ 

Foto: Julia Koretzki
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Alleinerziehenden erlaubt, neben der Fa-

milien- noch Erwerbsarbeit zu leisten,

liegt hier – neben der notwendigen Er-

höhung monetärer Transfers zu Gunsten

sozial benachteiligter Kinder – ein wichti-

ger Ansatzpunkt für Gegenmaßnahmen.

Ganztagsschulen, die (kostenlose) Kinder-

garten- und Hortplätze ergänzen müssten,

hätten einen positiven Doppeleffekt: Ei-

nerseits könnten von Armut betroffene

oder bedrohte Kinder umfassender be-

treut und systematischer gefördert wer-

den, andererseits (beide) Eltern leichter

einer Vollzeitbeschäftigung nachgehen

und finanzielle Probleme besser meistern.

Nötig ist außerdem eine Strukturreform,

die der sozialen Selektion durch das

mehrgliedrige deutsche Schulsystem ein

Ende bereiten müsste. In „einer Schule

für alle“ wäre kein Platz für die frühzeiti-

ge Aussonderung von „dummen“ Kin-

dern, die in Wahrheit arm sind bzw. aus

sozial benachteiligten Familien stammen.

Mit einer inklusiven Pädagogik, die keine

„Sonderbehandlung“ für bestimmte Grup-

pen mehr kennt, könnte man sozialer

Desintegration und damit dem Zerfall der

Gesellschaft insgesamt etwas entgegen-

wirken. 

Bildungs-, besonders Schulpolitik und

(Sozial-)Pädagogik sind gleichermaßen

gefordert, für alle Menschen befriedigen-

de Lebensverhältnisse und ein Höchst-

maß an Chancengleichheit zwischen Kin-

dern unterschiedlicher sozialer wie ethni-

scher Herkunft zu schaffen. Bildung ist

keine politische Wunderwaffe im Kampf

gegen die Armut, kann aber gerade im

viel beschworenen  „Zeitalter der Globali-

sierung“, wo (Arbeits-)Produktivität und

eine hohe Qualifikation des „Humankapi-

tals“ als Standortfaktoren fungieren, zur

Erhöhung der Lebenschancen von Kin-

dern aus sog. Problemfamilien beitragen,

allerdings nur, wenn sie nicht den Markt-

gesetzen bzw. privaten Verwertungsinter-

essen unterworfen und für eine „kaufkräf-

tige Kundschaft“ reserviert wird. Gerade

wer die internationale Konkurrenzfähig-

keit des „Standorts D“ gewährleisten will,

müsste eigentlich dafür Sorge tragen,

dass alle Gesellschaftsmitglieder ihre be-

ruflichen Qualifikationsmöglichkeiten opti-

mal nutzen können.

Hinsichtlich der Integration bzw. Inklusion

von Kindern aus unterprivilegierten El-

ternhäusern wirken Bildungs- und Sozial-

politik komplementär. Sie dürfen aber

nicht gegeneinander ausgespielt werden,

indem man die Bildungs- als „präventive

Sozialpolitik“ bezeichnet und sie damit

positiv von einer nur „nachträglich aus-

gleichenden Sozialpolitik“ abgrenzt. Wer

mit dem Hinweis auf schlechte Ergebnisse

deutscher Schüler/innen bei PISA eine

kostspielige Bildungsoffensive fordert,

wird unglaubwürdig, wenn er die dafür

nötigen Finanzmittel aus dem Sozialetat

nehmen will! ❑
Christoph Butterwegge
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Prof. Dr. Christoph Butterwegge leitet

die Abteilung für Politikwissenschaft

an der Universität zu Köln und ist Ko-

autor des soeben erschienenen Buches

„Kinderarmut in Ost- und West-

deutschland“ (VS – Verlag für Sozial-

wissenschaften, Wiesbaden 2005).

S C H W E R P U N K T T H E M AS C H W E R P U N K T T H E M A
„Kinderarmut“ 
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Alternativen zur Armut

Armut beseitigen - das Ziel ist klar, doch wie soll das denn gehen? Der derzeiti-
ge politische Mainstream verkündet das Allheilmittel der Arbeit und hofft, dass

die Unternehmen doch bitte Arbeitsplätze schaffen. Doch dies verbindet sich offen-
sichtlich nicht mit dem Profitmaximierungsinteresse der Unternehmen. Und es ist
auch gar nicht genug Arbeit für alle da. Es wird Zeit, über Alternativen nachzuden-
ken. 

„Wir fordern die bedingungslose Grundsicherung (‚sozio-kulturelles Minimum’) für
alle Menschen, da Menschen mit ihrer Geburt Menschen sind, ohne sich ihr Recht
auf Leben - und nicht Überleben - erst ‚verdienen’ zu müssen.“ So lautet eine For-
derung des Jugendwerkes der AWO in seinem 2004 beschlossenen pädagogischen
Konzept. Der Deutsche Bundesjugendring fordert ein „Grundeinkommen für alle“.
Doch wie könnte ein solches Alternativ-Modell sozialer Sicherung genau aussehen?

Dazu gibt es mittlerweile schon mehrere Vorschläge, die verschieden genannt wer-
den: Existenzgeld, Grundsicherung, Grundeinkommen, Bürgergeld,… Dahinter ver-
bergen sich unterschiedliche Konzepte. Zwei davon werden auf den kommenden
Seiten vorgestellt. Weitere Infos finden sich auf der Homepage des Netzwerkes
Grundeinkommen. www.grundeinkommen.de ❑

Mark Unbehend

Die Zerstörer der sozialen Siche-
rungssysteme und ihre neolibera-

len Helfer handeln Hand in Hand: Die
Verträge von Amsterdam und Maa-
stricht zwingen scheinbar zum Sparen.
Die Regierung und das organisierte Un-
ternehmertum nehmen bei den Armen,
während die Regierung den Spitzen-
steuersatz senkt. Eine radikale Umver-
teilung von unten nach oben steht auf
der Agenda des Kapitals und seiner
Helfer in den Regierungen.

Die Unternehmer fordern eine radikale
Arbeitszeitverlängerung bei gleichzeiti-
ger Senkung der Lohnnebenkosten.
Wegeunfälle sollen allein vom Arbeit-
nehmer getragen werden. Die Kosten
der Krankenversorgung werden privati-
siert, selbst die Arbeitsschutzbestim-
mungen sollen ausgehöhlt werden. Das
neue Kündigungsschutzgesetz erlaubt
ausdrücklich betriebsbedingte Kündi-

gungen bei längeren oder häufigeren
Krankheiten der Arbeitnehmer.

Gleichzeitig wird das Risiko der Er-
werbslosigkeit nicht mehr sozial abge-
sichert. Alle Gesetze, die scheinbar der
Bekämpfung der Erwerbslosigkeit die-
nen sollen, vom Job-Aktiv-Gesetz ange-
fangen bis hin zu den „Gesetzen über
moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt“, dienen letztendlich dazu, die
Erwerbslosen zu bekämpfen und die
Löhne derer zu drücken, die sich noch
in Arbeitsverhältnissen befinden.

Insbesondere „Hartz IV“ dient einzig
und allein diesem Zweck. Der Öffent-
lichkeit wird diese Politik mit einer
Kampagne gegen Erwerbslose verkauft.
Ich erinnere hier an das unsägliche
Kanzlerwort: „Es gibt kein Recht auf
Faulheit.“ In Wahrheit wollen die Men-
schen arbeiten, aber sie wollen huma-

ne Arbeitsbedingungen und einen 
gerechten Lohn für ihre Arbeit.

Auf dem Arbeitsmarkt finden immer
mehr Menschen keinen Platz mehr. Sie
sind in dem Sinne überflüssig gewor-
den, dass sie ihre Ware Arbeit nicht
mehr am Markt verkaufen können, da
mehr Anbieterinnen dieser Ware als
Käuferinnen diesen Markt aufsuchen.
Diese Menschen sollen nun mit Hartz
IV in Billigjobs gezwungen werden.
Hartz IV erhöht den Zwang zur Arbeit
im Niedriglohnsektor. Die Grenze nach
unten liegt im schlimmsten Fall bei 
einem Euro pro Stunde.

Die Anzahl arbeitender Armer wird sich
in jedem Fall erhöhen. Lebenslagen
von Menschen, in denen sie trotz Ar-
beit noch unterhalb der Armutsgrenze
leben müssen, werden der Regelfall
werden. Menschen, die sich und ihren

Existenzgeld – eine Antwort 
auf die Krise des Sozialen

Ein kurzer Hinweis der BAG – SHI

Fotos: Julia Koretzki

S C H W E R P U N K T T H E M A
„Kinderarmut“ 
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Kindern mit dem Lohn für ihre Arbeit
ein gutes Leben verschaffen können,
werden die Ausnahme sein. Tätigkeiten,
die gesellschaftlich wichtig und nützlich
sind, wie z.B. Erziehung der Kinder,
Pflege von Angehörigen, werden nicht
mehr ausgeübt werden können.

Gleichzeitig leben wir in einer Konsum-
gesellschaft. Gesellschaftliche Teilhabe
wird vor allem über die Fähigkeit zum
Konsum entschieden. Dies bedeutet,
dass die Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben nur denen möglich ist, die genü-
gend Geld besitzen. Alle anderen wer-
den ausgeschlossen. Von 345 Euro im
Westen beziehungsweise 331 Euro im
Osten und einem geringen Mietanteil
leben zu müssen, bedeutet, auf soziale
Kontakte und Kultur verzichten zu müs-
sen: kein Theater, kein Sportverein,
keine Geburtstagsfeier. Selbst ein Es-
sen mit Freunden kann als unwirt-
schaftliches Verhalten gedeutet werden.

Existenzgeld für alle – an
Stelle von staatlich ver-
ordneter Verarmung durch
Hartz IV und Niedriglöhne 

Das Existenzgeld schafft Armut jetzt ab.
Es beendet den Zustand, dass der
Reichtum der Einen sich auf dem Elend
der Anderen gründet. Anstelle der jetzt
stattfindenden Umverteilung von unten
nach oben bietet es die Möglichkeit ei-
ner radikalen Umverteilung von oben
nach unten.

„Eine wirklich demokratische Politik
muss sich die Möglichkeit eröffnen, der
Wahl zwischen zwei Übeln zu entge-
hen, nämlich einerseits der technokrati-
schen Arroganz, die Menschen zu ihrem
Glück zwingen zu wollen, und anderer-
seits der demagogischen Kapitulation,
die die Regeln des Marktes und die
Sanktion der Nachfrage einfach hin-
nimmt.“ (Pierre Bourdieu, Post-Scrip-
tum zu „Das Elend der Welt“, deutsche
Fassung, Konstanz 1997, S. 87)

Alle Menschen, die in der Bundesre-
publik Deutschland leben, werden ein 
Existenzgeld bekommen. Dieses Geld
wird ihnen unabhängig von Alter, Ge-
schlecht oder Nationalität in gleicher
Höhe ausgezahlt. Bedürftigkeitsprü-
fung, Unterhaltspflicht, Arbeitszwang
entfallen. Ausländer und Deutsche,
Männer, Frauen und Kinder werden
erstmals ökonomisch gleichgestellt.

Damit entfällt ein Teil der Basis für 
Unterdrückung, nämlich die ökonomi-
sche. Der oder die Jugendliche kann
sein Elternhaus verlassen, das ver-
sucht, ihn oder sie in eine Ausbildung
zu zwingen, die er oder sie nicht will,
die Frau ihren Ehemann, von dem sie
bisher ökonomisch abhängig war, ohne
am Hungertuch nagen zu müssen. Aus-
länder werden nicht mehr um ihre Auf-
enthaltsgenehmigung nach Verlust des
Arbeitsplatzes fürchten müssen, da das
Existenzgeld ein Recht und keine Wohl-
tätigkeit ist, wird es auf keinen Fall an
den Aufenthaltsstatus gekoppelt.

Jeder Mensch bekommt 800 Euro pro
Monat. Darin enthalten sind die Kosten
für die Krankenversicherung. Das Exi-
stenzgeld ist unpfändbar und wird an
steigende Lebenshaltungskosten ange-
passt. 

Für die monatlichen Aus-
gaben haben wir Folgendes
errechnet:
Ernährung und Dinge des 
täglichen Bedarfs: 270 €

Energiekosten: 40 €

Gesundheit: 20 €

Gesetzliche Krankenversicherung: 110 €

Soziales (Kommunikation, Kultur, 
Sport, Hobbys, Bildung, Mitglieds-
beiträge, Interessenvertretung,…) 110 €

Urlaub: 65 €

Mobilität: 55 €

Bekleidung: 80 €

Instandhaltung der Wohnung: 50 €

Zusätzlich zum Existenzgeld werden die
Kosten für die Wohnung nach Mietspie-
gel übernommen. Das werden für eine
Einzelperson rein rechnerisch, unter
Berücksichtigung der Tatsache, dass
43% der Bevölkerung über Wohneigen-
tum verfügen, 255 Euro sein.

Die individuellen Kosten richten sich
nach dem örtlichen Mietspiegel und
der Angemessenheit des Wohnraums.
Familien und Wohngruppen werden in
unserem Modell bevorzugt behandelt.
Dies ist ausdrücklich so gewünscht 

Foto: Julia Koretzki

S C H W E R P U N K T T H E M AS C H W E R P U N K T T H E M A
„Kinderarmut“ 
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„Kinderarmut“ 

und wirkt hoffentlich der von der neoliberalen Gesellschaft
geförderten Atomisierung entgegen.

Menschen, die auf Grund ihrer speziellen Situation über das
Existenzgeld hinausgehenden Bedarf haben, können diesen
über einen Allgemeinen Sozialen Dienst decken. Wir denken
dabei an Rollstühle, Schwangerschaften, die erste eigene
Wohnung und ähnliche einmalige Lebenssituationen.

Mit dem Existenzgeld schaffen wir ein Mittel, um die Diskri-
minierung, Benachteiligung und Spaltung unterer Einkom-
mensschichten aufzuheben. Gleichzeitig wollen wir die Arbeit
gerecht verteilen, indem wir die Arbeitszeit soweit verkürzen,
dass jede und jeder, der oder die erwerbstätig sein will, dies
auch kann. Jugendliche, die einen Beruf erlernen wollen,
müssen dies uneingeschränkt können. Die Unternehmer müs-
sen zur Ausbildung gezwungen werden.

Ein Existenzgeld, das mit diesen Forderungen verknüpft wird,
ermöglicht jedem Menschen ein Leben in Würde. Die Armut,
Geißel der Menschheit, wird abgeschafft. Wir wünschen uns,
dass dies überall auf der Erde geschieht, je nach den Bedin-
gungen des jeweiligen Landes. 

Hier und heute beginnen wir damit, indem wir die Menschen
gleich behandeln. Das Asylbewerberleistungsgesetz wird ab-
geschafft. Es ist nicht einzusehen, dass gerade Flüchtlinge,
die meist traumatische Erlebnisse hatten, hier bei uns unter
der Armutsgrenze dahinvegetieren müssen. Selbstverständlich
bekommen auch Asylbewerber Existenzgeld.

Alle Leistungen, die keine Versicherungsleistungen sind, 
werden durch das Existenzgeld ersetzt. BAFöG, Arbeitslosen-
hilfe, Unterhalt, ohne dass ich in diesem kurzen Text auf die
Vorteile für die einzelnen Gruppen eingehen kann. Jeder und
jede hat hiermit die ökonomische Basis, ihre oder seine
Kenntnisse und Fähigkeiten zu entfalten. Lange Ausbildungen
müssen nicht mehr am Geld scheitern. Ein freies Jahr, Teilzeit-
arbeit, Jobsharing und ähnliche Modelle der Erwerbstätigkeit
werden möglich, ohne dass mensch in die Armutsfalle hinein-
fällt. Menschliche Ressourcen können sich entwickeln.

Und das Beste daran: Es ist bezahlbar. Finanziert werden soll
das Existenzgeld primär durch das Take-Half-Modell. Jede 
und jeder gibt die Hälfte seines oder ihres Nettoeinkommens
und bekommt das Existenzgeld. Dies gilt für Couponschnei-
der, Milliardäre, Grundrentner, Rentner, Jobber, Normalarbeiter,
sogenannte Habenichtse. Als Zwischenschritt auf dem Weg
zum Existenzgeld wären folgende Steuern zu erheben: Spe-
kulationssteuer, Kapitalexportsteuer, Erbschaftssteuer usw.

Bei öffentlichen Verwaltungen wie Sozialämtern und Arbeits-
ämtern ist ebenfalls mit erheblichen Einsparungen zu rech-
nen. (siehe Wolfram Otto, in: Existenzgeld für Alle – Das Kon-
zept der BAG – SHI, September 2000/2002)

Das Existenzgeld eröffnet uns den Weg in einen echten Wohl-
fahrtsstaat, indem die Wirtschaft dem Menschen dient und
nicht umgekehrt. Dem Patriarchat so wie auch rassistischen
Ideologien wird die materielle Basis entzogen. Tendenziell
schafft das Existenzgeld die Möglichkeit eines anderen Um-
gangs mit differenten Lebensentwürfen und Wohnformen.

Langfristig werden sich Formen und Inhalte menschlicher 
Arbeit verändern. ❑

Petra Leischen

im Auftrag der BAG – SHI

Bundesarbeitsgemeinschaft der Erwerbslosen- und 
Sozialhilfeinitiativen (BAG-SHI)
Fon: 069/27220896 • e-mail: info@bag-shi.de
www.bag-shi.de

KONTAKT:

Foto: Julia Koretzki
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Die Hauptversammlung des Bundes
der deutschen katholischen Jugend

(BDKJ) hat 2003 Eckpunkte für eine 
Vision gegen die Kinderarmut und die
Armut von Familien beschlossen. Die
Vision umfasst eine Weiterentwicklung
des Sozialsystems in Deutschland. Im
Zentrum steht dabei die Zahlung eines
Grundeinkommens an alle und das 
Ende der Ausstiegsmöglichkeit der Rei-
chen aus den solidarischen gesetzli-
chen Krankenkassen in die Private
Krankenversicherung genauso wie mehr
Investitionen in die Bildung und nach-
haltiges Wirtschaften.

Für die katholischen Jugendverbände
ist es nicht hinnehmbar, dass gerade
Familien mit mehreren Kindern in
Deutschland an die Armutsgrenze
rücken. Ebenso muss eine menschen-
würdige Absicherung von Arbeitslosen
her. Denn keine Regierung scheint es
zu schaffen, die Massenarbeitslosig-
keit tatsächlich abzubauen. Der BDKJ
fordert die Lösung der sozialen Absi-
cherung von der Erwerbsarbeit. Denn
daneben gibt es noch weitere gesell-
schaftlich notwendige Arbeiten wie Fa-
milienarbeit, Ehrenamt/bürgerschaftli-
ches Engagement und (Weiter-)Bildung.
Wer in einem dieser Bereiche aktiv ist,
soll durch das Grundeinkommen ein
menschenwürdiges Leben leben kön-
nen. Hier die Eckpunkte der Vision, an
der der BDKJ die aktuelle Politik misst.

Die Vision des BDKJ für eine ge-
rechtere Gesellschaft - kurz gefasst:

Die Kernpunkte der Vision des BDKJ:

• Einführung eines Grundeinkommens,
dass alle Bürger(innen) Deutschlands
ohne Bedürftigkeitsprüfung erhalten.
Das Grundeinkommen muss das so-
ziokulturelle Existenzminimum (im
Jahr 2003 mindestens 600 Euro pro
Person) absichern und wird auf der
Basis einer zukunftssicheren solidari-
schen Finanzierung gewährleistet. 

• Das Grundeinkommen wird an alle
Menschen ausgezahlt, die seit acht

Jahren oder von Geburt an ihren er-
sten Wohnsitz in der Bundesrepublik
Deutschland haben. Personen zwi-
schen 18 und 64 Jahren müssen
ihren Anspruch auf Grundeinkommen
nachweisen. Alle Personen, die das
65. Lebensjahr erreicht haben, erhal-
ten das Grundeinkommen bis zum
Lebensende, wenn sie mindestens
für 20 Jahre ihren Anspruch auf den
Erhalt des Grundeinkommens nach-
weisen können.

• Für Zuwanderinnen und Zuwanderer,
Flüchtlinge, Asylbewerber(innen) und
Asylberechtigte gelten eigenständige
Lösungen der sozialen Sicherung, 
die ihnen das Grundeinkommen bei
einem legalen Aufenthaltsstatus si-
chern.

• Das Grundeinkommen wird über die
negative Einkommenssteuer bei ei-
nem Anrechnungsfaktor von 40 %
und einem Grenzsteuersatz von 53 %
realisiert.

• Die Finanzierung des Grundeinkom-
mens, als neues Kernelement der so-
zialen Sicherung, wird über Steuern
auf alle Einkommensarten und über
eine Wertschöpfungsabgabe reali-
siert. Auf diese Weise tragen Arbeit-
nehmer(innen), Beamt(innen), Selbst-
ständige, Vermögende und Arbeitge-
ber(innen) solidarisch zur sozialen 
Sicherung bei. Konkrete Elemente 
der Finanzierung im Einzelnen sind:
- Steuern auf alle Einkommensarten,
Umsatz- und Verbrauchssteuern
bleiben bestehen

- Installierung einer Wertschöpfungs-
abgabe, die die solidarische Beteili-
gung aller Arbeitgeber(innen) regelt.
Die Abgabe der Arbeitgeber(innen)
bemisst sich nach der Wertschöp-
fung und nicht nach der Anzahl der
Beschäftigten.

- Sukzessiv steigende „Ökosteuern“
auf Ressourcenverbrauch und Um-
weltbelastung

- Erschließung weiterer Steuern und
Lenkungsinstrumente

• Ihren Anspruch auf den Erhalt des
Grundeinkommens müssen Personen
zwischen 18 und 64 Jahren durch
mindestens 500 Stunden pro Jahr in
einem der vier zentralen Bereiche 
gesellschaftlich notwendiger Arbeit
nachweisen. Diese zentralen Berei-
che gesellschaftlich notwendiger Ar-
beit sind: Familienarbeit, Bildung,
Erwerbsarbeit und ehrenamtliches
bürgerschaftliches Engagement.

• Gesetzliche Festlegung einer individu-
ellen Jahreshöchsterwerbsarbeitszeit
von 1.500 Stunden. Ziel ist der Ab-
bau der Massenarbeitslosigkeit durch
Umverteilung von Erwerbsarbeit bei
flexibler Arbeitszeitgestaltung.

• Die Kranken- und Pflegeversicherung
bezieht alle Bürger(innen) ein und
wird pro Person mit dem gleichen
Prozentsatz auf Einkommen aus allen
Einkommensarten erhoben.

• Investitionen in die Bildung werden
als zentrales zukunftspolitisches Ele-
ment verstärkt. Grundlage bildet ein
ganzheitlicher Bildungsbegriff sowohl
für die Schule als auch für die außer-
schulische Bildung, das Studium und
die Weiterbildung. Der Zugang zu
den Bildungseinrichtungen ist flexibel
und bietet dem Einzelnen ein hohes
Maß an Entscheidungsfreiheit. 

• Ausrichtung der Erwerbsarbeit und
des Wirtschaftens an ökologischen
Maßstäben und dem Nachhaltigkeits-
prinzip sowie dem Ziel, sinnstiftende
Tätigkeit für alle zu ermöglichen.

Zum Weiterlesen: Zukünfte. Zeitschrift
für Zukunftsgestaltung und vernetztes
Denken – Heft: Sommer 2004 ❑

Christine Hoffmann
BDKJ

S C H W E R P U N K T T H E M A
„Kinderarmut“ 

Solidarität – Chance für die Zukunft

BDKJ-Bundesvorstand • Büro Berlin
Fon: 030/2887895-4
e-mail: choffmann@bdkj.de 
www.bdkj.de

KONTAKT:



Das Thema „Kinderarmut“ ist in Essen
hoch aktuell. Die Stadt Essen hat 

mit dem Kinderbericht 2004 zum Schwer-
punktthema Armut im Juli des letzten 
Jahres eine politisch brisante und ebenso
erschreckende Vorlage zur Beschreibung
der Lebenslagen von Kindern in Essen
abgeliefert. Der Bericht stellt u.a. fest, 
• dass jedes 6. Kind von Sozialhilfe lebt;
• etwa jede 4. bis 5. Familie in Essen mit

vergleichsweise geringem Haushalts-
budget auskommen muss;

• der Anteil der Personen, die Hilfen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz bezie-
hen, ist in Essen überdurchschnittlich
hoch;

• mehr als die Hälfte aller hilfebedürfti-
gen Kinder und Jugendlichen in Essen
leben in Haushalten von Alleinerziehen-
den;

• Zwischen 40 und 56 % der Haushalte
mit zwei und mehr Kindern leben nicht
unter optimalen Wohnraumbedingungen;

• Kinder aus Familien mit Migrationshin-
tergrund sind überdurchschnittlich häu-
fig von gesundheitlichen Problemen 
betroffen;

• Armut als Lebenslage hat die Tendenz,
sich in der Generationenfolge fortzuset-
zen.1

In der Diskussion rund um den Bericht
hat sich der Kreisverband der AWO mit
einer großen Fachtagung, die auch das
Jugendwerk mitorganisiert hat, im Januar
diesen Jahres klar zur Kinderarmut posi-
tioniert und damit die Debatte in der 
Öffentlichkeit und den politischen Gremi-
en wieder initiiert. Zudem setzt sich der
Kreisverband der AWO unter Beteiligung
des Jugendwerks auch innerverbandlich
weiter mit dem Thema auseinander.

Die jugendpolitische Interessenvertretung
zum Thema Armut des Kreisjugendwerks
der AWO Essen basiert auf unseren lang-
jährigen praktischen Erfahrungen mit jun-
gen Menschen, die von Armut betroffen
sind. So nehmen traditionell viele Kinder
einkommensschwacher Familien an unse-
ren Ferienfreizeiten teil und auch viele
der Besucher unserer Kinder- und Jugend-

einrichtungen sind von Armut betroffen.
Unter den Besuchern, insbesondere des
Jugendzentrums Schonnebeck, des Kin-
der- und Jugendhauses Kupferdreh, der
mobilen Spielgruppe, sind auch viele 
Migranten, die ein höheres Armutsrisiko
haben. Oft sind die jungen Migranten
mehrfach benachteiligt, wie die libanesi-
schen Besucher des JZ Schonnebeck, die
aufgrund ihres Aufenthaltsstatus Schwie-
rigkeiten haben, eine unbefristete Arbeits-
erlaubnis und somit u.a. eine Arbeits-
stelle zu bekommen.

Obwohl das KJW der AWO Essen an vie-
len Stellen mit Armut zu tun hat, muss
man feststellen, dass es kein Gesamtkon-
zept zum „gezielten“ Umgang mit Armut
gibt. Hintergrund ist, dass der Arbeits-
ansatz des Jugendwerks im Sinne klassi-
scher Jugendverbandsarbeit bzw. Kinder-
und Jugendarbeit nicht defizitorientiert
ist, sondern es vielmehr darum geht,
Stärken zu fördern, sich an den Bedürf-
nissen und Interessen zu orientieren 
und Lebenswelt zu gestalten.

In diesem Zusammenhang verstehen wir
Kinder- und Jugendarbeit als einen wichti-
gen Baustein zur Förderung sozialer, kul-

tureller und politischer Teilnahme, Teilha-
be und Beteiligung.2 Dies ist gerade für
von Armut betroffene Kinder ein wichtiger
Aspekt, da sie oft sozial und kulturell
ausgegrenzt werden. Kinder- und Jugend-
arbeit ist ein Ort, wo sie integriert werden. 

Doch gerade die einzelnen Faktoren ge-
sellschaftlicher Beteiligung beeinflussen
sich gegenseitig. So stellt der 11. Kinder-
und Jugendbericht fest, dass unabhängi-
ges, selbstständiges Handeln eine gesi-
cherte materielle Existenz sowie soziale
Integration voraussetzt. Da gerade Kinder
und Jugendliche besonders von Armut 
betroffen sind, verringert dies ihre Mög-
lichkeiten, am gesellschaftlichen Leben
teilzunehmen - Existenzängste, Ausgren-
zungs- und Stigmatisierungserfahrungen
fördern Resignation und Rückzug und be-
hindern eine wirksame Beteiligung. So
stellen wir in unserer Arbeit immer wieder
fest, dass Armut oft auch „Partizipations-
armut“ ist. 

Doch gerade als Jugendverband verstehen
wir uns als „verfasste“ Partizipation mit
dem Ziel, Kinder und Jugendliche in allen
Lebensbereichen stärker zu beteiligen. In
dem Sinne verfolgt das Kreisjugendwerk

Nur mit uns! Partizipationschancen und 
Migration in der Kinder- und Jugendarbeit 
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1 Vgl. Stadt Essen: Kinderbericht 2004. Teil 1: Befunde, Handlungsansätze, Empfehlungen
2 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Elfter Kinder- und Jugendbericht, Berlin 2002, S. 195 f.

Foto: KJW Essen



Essen die Philosophie: Wer unabhängig,
selbstständig handeln kann, hat die Mög-
lichkeit, sich selber eine gesicherte Exi-
stenz zu schaffen und sich zu integrieren.
Diese kann - gerade wenn man Armut als
„vererbbar“ beschreibt - ein Ansatz sein,
Kinder und Jugendliche zu befähigen,
„sich selber an den eigenen Haaren wie-
der herauszuziehen.“

Dabei ist festzustellen, dass Partizipation
erlernt werden muss. Denn individuelle
Voraussetzungen für Partizipation sind
nicht naturgemäß gegeben. Zudem mer-
ken wir immer wieder, dass sozial Be-
nachteiligte es nicht gewohnt sind, betei-
ligt zu werden. Dementsprechend versu-
chen wir, in unseren Einrichtungen und
Angeboten schon bei Kindern eine Betei-
ligungskultur gezielt zu fördern, indem
wir alters- und entwicklungsgemäße Me-
thoden der Interessenartikulation organi-
sieren, Aktivitäten gemeinsam planen und
anschließend bewerten sowie Kontinuität,
Verlässlichkeit und Struktur in der Ange-
botsorganisation gewährleisten.

Dabei ist die Bereitschaft zu Beteiligung
groß, wenn es um konkrete greifbare
Themen oder Aktionen geht, wie Umbau
des Jugendclubs, Planung von Aktions-
programm, Akquirierung von Spenden 
für den Jugendclub, selbstorganisierte 
Organisation von Materialien, etc. 

Strukturell werden im Verband die Ar-
beitsbereiche der offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit und der Jugendverbandsarbeit
miteinander verbunden. Kinder- und Ju-
gendarbeit braucht Orte. Insbesondere
die Einrichtungen der offenen Kinder- und
Jugendarbeit sind oft ein Zugang für jun-
ge Menschen, die von Armut betroffen
sind bzw. einen Migrationshintergrund 

haben. Ziel des Jugendwerks ist es, diese
Kinder und Jugendlichen in verbandliche
Aktivitäten und damit in verbindlichere
Strukturen, wie Gruppenarbeit, Ferienfrei-
zeiten, Veranstaltungen, politische Inte-
ressenvertretung, zu integrieren.
Konkret läuft dies oft über verschiedene
Angebote wie 
• Teilnahme an Bundes- und Landesju-

gendwerkstreffen
• Thematisierung politischer Fragen aus

der Lebenswelt der Betroffenen, z.B.
Irak-Krieg, Kürzungen in der Kinder-
und Jugendarbeit, Hartz IV

• Unterstützung bei Konzerten und 
Veranstaltungen

• Qualifizierung in Jugendgruppenleiter-
und Freizeitleiterausausbildung

• Betreuung von Gruppen und Ferienfrei-
zeiten

• Beteiligung an politischen Aktivitäten,
wie die Volksinitiative zur Absicherung
der Kinder- und Jugendarbeit in NRW,
Demos gegen Rechts

Neben der praktischen Arbeit mit den
jungen Menschen versteht sich das KJW
Essen als Interessenvertretung von sozial
Benachteiligten, denn der gesellschaftli-
che Status Quo wird dann reproduziert,
wenn an Dialogen mit politisch Verant-
wortlichen ausschließlich deutsche, verbal
kompetente Jugendliche partizipieren. So
bleiben die Interessen der Jugendlichen
aus randständigen Milieus im Verborge-
nen, dringen nicht an die Öffentlichkeit
und werden somit selten von Politik
wahrgenommen.3 Vertreten im Jugendhil-
feausschuss des Rates der Stadt Essen
sowie in der AG nach § 78 und ihren Ar-
beitsgruppen setzt sich das Jugendwerk
für die Belange von sozial benachteiligten
Kindern und Jugendlichen ein, z.B. wenn
es um die Erhöhung von Zuschüssen für

einkommensschwache Familien bei Feri-
enfreizeiten geht oder um die Bewertung
des Kinderberichts. 
Abgesehen von der parlamentarischen In-
teressenvertretung engagiert sich das KJW
Essen aber auch für offene Beteiligungs-
formen für die Betroffenen, wie
• Organisation einer Demo für ein Bleibe-

recht kurdischer Libanesen in Essen
• Initiierung (in Essen) und Beteiligung

an der Volksinitiative „Jugend braucht
Zukunft“

• Spendenaufruf „Kinderurlaubspaten-
schaften“ zur Unterstützung von Allein-
erziehenden und Familien mit vielen
Kindern bei der Finanzierung von Feri-
enfreizeiten. 

Abschließend bleibt festzuhalten, dass
die Vermittlung von Selbstorganisations-
kompetenzen sowie die Interessenvertre-
tung einen wichtigen Beitrag zur Bekämp-
fung von „junger“ Armut darstellen. Zen-
trale strukturelle Voraussetzungen sind
dabei: Freiwilligkeit der Teilnahme, Offen-
heit für Themen und Orientierung an den
Bedürfnissen und Interessen. Somit hat
die Kinder- und Jugendarbeit bzw. Jugend-
verbandsarbeit in der Gesamtheit der An-
gebote zur Bekämpfung der Armut ihre
eigenen Kompetenzen und ein eigenstän-
diges Profil und versteht sich nicht als 
Erfüllungsgehilfe für andere Dienste und
Institutionen. ❑

Frank Bente
KJW der AWO Essen
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S C H W E R P U N K T T H E M A
„Kinderarmut“ 

3 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Partizipation von Kindern und Jugendlichen als gesellschaftliche Utopie?,

Berlin 2002, S. 88

KJW der AWO Essen
Fon: 0661/233249
e-mail: info@jugendwerk-essen.de
www.jugendwerk-essen.de

KONTAKT:
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Das Jugendwerk mischt sich ein!

Vielen von euch sind vielleicht in
der letzten Zeit die großen Plakate

aufgefallen, die Jugendliche dazu ani-
mieren sollen, sich an politischen Pro-
zessen zu beteiligen. Engagierte Ju-
gendgruppen sind im hippen Styling zu
sehen. Partizipation ist cool lautet ir-
gendwie die Aussage. Diese Medienof-
fensive zum Thema Beteiligung ist aber
nur ein Element des „Projekt P“. Das
Projekt P ist das Resultat aus der vor
zwei Jahren untergegangenen Beteili-
gungsbewegung. Aus den Fehlern die-
ser Kampagne des Bundesministeriums
wurde dieses Mal gelernt. Die Jugend-
verbände wurden von Anfang an in die
Planung einbezogen. Neben den Jugend-
verbänden, die vom Deutschen Bundes-
jugendring (DBJR) vertreten werden,
sind auch noch das Ministerium und
die Bundeszentrale für politische Bil-
dung an dem Projekt beteiligt. Der 
DBJR hat innerhalb des Projektes einen
eigenen Baustein. Dieser heißt „Come
in Contract“ und soll gemäß dem 
DBJR-Beschluss „Mitwirkung mit Wir-
kung“ jenseits der Showelemente
tatsächliche Beteiligung von Jugendli-
chen gewährleisten.

Der Kern der Idee besteht darin, dass
Jugendgruppen der Jugendverbände mit
EntscheidungsträgerInnen aus Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft zu Themen,
die den Jugendlichen wichtig sind, in
Verhandlungen treten sollen, mit dem
Ziel, eine konkrete Vereinbarung zu
treffen - also eine tatsächliche Wirkung
ihres Engagements zu erreichen.

Letztendlich geht es aber auch um eine
Stärkung der demokratischen Mitglie-
derstrukturen der Jugendverbände.
Während die Beteiligungsbewegung

noch davon ausging, dass Jugendliche
sich nicht innerhalb von Jugendver-

bänden organisieren, sondern cool pro-
jekt-orientiert sich irgendwie modisch,
kurzweilig, am Besten noch über Inter-
net für irgendetwas einsetzen, geht 
Come in Contract an die Basis der Ju-
gendverbandsarbeit und zeigt, dass
sich Jugendliche sehr wohl innerhalb
von werteorientierten Jugendverbänden
politisch engagieren.

Auch die Jugendwerke der AWO betei-
ligten sich an dem Projekt und sind
mit Projektideen vertreten. Das Bundes-
jugendwerk ist mit dem Projekt „Kin-
derpolitik den Rücken stärken!“ ange-
treten, bundesweit Jugendliche für die
Stärkung der Bedeutung der Kinder-
kommission des Deutschen Bundesta-
ges zu organisieren. Beteiligung ist 
jedoch, was Du draus machst!

So kam es dann vom 21.-23.01.05 zum
Gründungstreffen der bundesweiten
Projektgruppe in Berlin. Insgesamt 38
Jugendliche aus Hamburg, Schleswig-
Holstein, Niedersachsen, Berlin und Ba-
den-Württemberg diskutierten über die
Kinderkommission, über Kinderarmut,
Bildungspolitik, Partizipation und über
eine konkrete Projektidee.

Heraus kommt man anders, als man
rein gegangen ist, und so ging es auch
der ursprünglichen Projektidee. Statt
die Kinderkommission zu stärken, soll
nun mit der Kinderkommission eine
Vereinbarung geschlossen werden, sich
gegen Kinderarmut zu engagieren. Das
Projekt steht weiterhin für alle Interes-
sierten offen. Durch die dezentrale Or-
ganisationsform, auf die sich die Pro-
jektgruppe festgelegt hat, ist eine ef-
fektive und flexible Struktur entstan-
den, die sich dynamisch weiterentwick-
eln kann. Nächster Halt ist das Bun-
destreffen, auf dem es einen weiteren

Workshop der Projektgruppe geben
wird. Wir bleiben am Ball und rocken
in Contract! Wer Interesse an der Pro-
jektgruppe hat, kann sich beim Bundes-
jugendwerk weitere Informationen 
holen.

Hier noch mal der Projektbeschluss im
Überblick:

1. Das Projekt:
Thema: Kinderarmut in der BRD

Entscheidungsträger: Die Kinderkom-
mission des deutschen Bundestages

Inhalt: Die Kinderkommission soll sich
mit dem Thema Kinderarmut befassen
und eine Stellungnahme gegen Kinder-
armut erarbeiten

2. Was machen wir:
• Begriff von Kinderarmut entwickeln

• Organisatorisches

• Aufteilung in Teilaspekte des Themas

• Schlau machen, was es schon gibt:
Armuts- und Reichtums-Bericht,
AWO-Studie, Kinderschutzbund, DBJR

• Mögliche Bündnispartner

• Dokumentation

• Kontakt zur Kinderkommission

3. Arbeitsform:
Aufteilung in verschiedene Unteraus-
schüsse: 1. Pressearbeit und Dokumen-
tation, 2. Schlaumach-AG, 3. Kontakt
zur Kommission, 4. Koordination

Die Koordination übernehmen Christian
Burmeister und Sven Sprenger. Die
Gliederungen sollen sich Gedanken ma-
chen, was sie beisteuern wollen.

Bis auf zwei in Berlin Teilnehmende
wollen alle am Projekt weiter mitwirken.

Mischt euch weiter ein! ❑

Christian Burmeister

Das „Projekt P - misch Dich ein“ und „Come in 
Contract“-Projekt „Kinderpolitik den Rücken stärken!“

Foto: Julia Koretzki
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Protest-AG
in Berlin
Vom 21. bis 23. Januar waren die Pro-

test-AG und andere Mitglieder des 
Jugendwerks Hamburg in Berlin auf einem
Seminar, um das bundesweite Come-in-
Contract-Projekt des BuJW "Kinderpolitik
den Rücken stärken!" in die Welt zu set-
zen. Aus verschiedenen Bundesländern
trafen sich JugendwerklerInnen, um über
den Ablauf und die Thematik zu diskutie-
ren. Wir kamen zu dem Entschluss, dass

die Thematik sich auf Kinderarmut be-
schränken soll. Dazu haben wir Gruppen-
gespräche geführt und in der City mit
EinwohnerInnen der Stadt Interviews ge-
führt, um zu erfahren, wie viel die Bevöl-
kerung der Hauptstadt über Kinderarmut
weiß. Erschreckend war, dass kaum je-
mand von der Kinderkommission wusste.
Außerdem waren wir noch im Reichs- -
ääh - Bundestag. Dort haben wir die
Fraktion der SPD besucht und uns mit
dem Ersten Parlamentarischen Geschäfts-
führer und gleichzeitig auch AWO-Bundes-
vorsitzenden Willhelm Schmidt unterhal-
ten. Wilhelm Schmidt war vor Ort und 
hat uns noch einige Fragen beantwortet.

Danach durften wir in die Turmspitze der
SPD, wo auch damals, 1945, die Russen
die UdSSR-Fahne hissten. Nachdem wir
am Sonntag unserem Konzept den letzten
Schliff gegeben hatten, wollten wir ver-
suchen, noch weitere Treffen auf Bundes-
ebene zu planen. Denn die Bundesar-
beitsgruppe "Kinderpolitik den Rücken
stärken!" hat zum Ziel, unsere gemein-
sam erarbeiteten Vorschläge an die Kin-
derkommission weiterzuleiten, damit 
diese sich darum, vor allem verbessert,
kümmert. Doch nun heißt es erst mal Öf-
fentlichkeitsarbeit zu leisten, um andere
Jugendliche aufmerksam zu machen, da-
mit sie uns unterstützen und uns helfen, 
unsere Ziele erfolgreich zu erreichen.

Wenn ihr euch angesprochen fühlt und
euer Interesse dafür geweckt wurde, mel-
det euch beim Bundesjugendwerk, je
mehr mitmachen, desto besser, denn wie
heißt es so schön: "Gemeinsam statt 
einsam"! ❑

Mike Dembinski, Ramon Ecker
und Kristin Pfeifer

LJW Hamburg

CO M E  I N  CO N T R AC T  

Foto: Peter Kuleßa
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Auf der Bundeskonferenz im Mai
2004 wurde die Einrichtung ver-

schiedener Arbeitsgruppen und Arbeits-
kreise beschlossen. Diese Anträge wur-
den zu einem gemeinsamen Oberthema
konzeptionell zusammengezogen. Die-
ses gemeinsame Oberthema ist Partizi-
pation und Verbandsentwicklung und
wird in der bundesweiten Arbeitsgrup-
pe „Partizipation und Verbandsentwick-
lung“ diskutiert. Da dieses Thema sehr
vielschichtig ist, sollen sich innerhalb
der Arbeitsgruppe Arbeitskreise zu Un-
terthemen bilden. Diese AKs tagen im
Rahmen der AG. Soweit die Beschluss-
lage des Bundesausschusses. 

Vom 28.1. bis 30.1.05 war es endlich
soweit - die Arbeitsgruppe konnte star-
ten! Und zwar nicht irgendwo, sondern
im wunderschönen Bielefeld. Julia und
ich hatten die Ehre, dieses neue Pro-
jekt vorzubereiten und zu moderieren.
Aber viel erfreulicher war, dass sich
weitere 16 JugendwerklerInnen zur ge-
meinsamen Diskussion zusammenfan-
den. Noch erfreulicher war, dass wir am
Samstagabend dem 20-Jahres-Jubiläum
des Bezirksjugendwerkes OWL beiwoh-
nen konnten. Dank an OWL, es war ei-
ne großartige Party. Obwohl unsere Ar-
beitsfähigkeit auf diese Probe gestellt
wurde, konnten wir die Ziele der AG
festlegen, vier Arbeitskreise gründen
und das weitere Vorgehen beschließen.

Die Ziele der AG sind: Den Verband auf
Wachstums-Potenzial überprüfen, die
Strukturen des Verbandes modernisie-
ren, mehr Leute in die AG bringen,
Werkzeuge entwickeln (Handlungskon-
zepte und Perspektiven), Beschlussfähi-
ges produzieren (Anträge), handlungs-
fähige Teilgruppen organisieren, Konfe-
renzfähigkeit herstellen, Strategiepapie-
re mit Vorschlägen für die Gliederungen
erarbeiten, AWO – JW (Parallele Ent-
wicklung: Vernetzung der Diskussion),
einen Mitgliedsbegriff entwickeln, das
Grundsatzprogramm überarbeiten und
die Verbandsstrukturen überprüfen.

Die vier AKs arbeiten 
zu den Themen:
1. AK Partizipation von Kindern und 

Jugendlichen (vorläufig verantwort-
lich: Karsten Hargens)

2. AK Interkulturelle Öffnung des 
Jugendwerks (vorläufig verantwort-
lich: Angela Carstensen)

3. AK Mitgliederverband (vorläufig 
verantwortlich: Michael Taube)

4. AK Gender (vorläufig verantwortlich:
Annegret Runkel)

Zusätzlich zu den vorläufigen Verant-
wortlichen der AKs werden Julia und
ich die Gesamtkoordinierung und die
Vorbereitung der Arbeitstagungen über-
nehmen. Erstes großes Highlight der
AKs wird das Bundestreffen werden.
Hier werden sich die AKs präsentieren
und ihre Ansätze mit euch diskutieren.
Die AG ist dynamisch konzipiert, so
dass jeder Zeit Interessierte in den Pro-
zess ein- und aussteigen können. Es
gibt auf der BuJW-Homepage bereits
ein Internet-Forum, und auf dem Bun-
desausschuss wird es einen Bericht ge-
ben. Also, es geht um die Zukunft des
Verbandes - beteiligt euch an dem Pro-
zess. Die nächste Arbeitstagung kommt
bestimmt. ❑

Christian Burmeister

für die AG „Partizipation und 
Verbandsentwicklung“

AK „Mitglieder-
verband“

Mit dabei sein, mit auf Freizeit, ein
Seminar besucht [...] und Mitglied

im Jugendwerk? Vielleicht hat sich der
Arbeitskreis „Mitgliederverband - Ju-
gendwerk der AWO“ die Quadratur des
AWO-Herzens vorgenommen, wenn er
sich bis zur BuKo 2006 den Arbeitsauf-
trag gegeben hat, eine Bestandsauf-
nahme von der Vielfalt in den Jugend-
werken abzubilden. Ein Fazit könnte
ein Konzeptpapier für die BuKo 2006
sein, worin dann auch die Frage des
Delegiertenschlüssels geregelt sein
könnte. Immer wieder sprachen wir
beim ersten Arbeitstreffen in Bielefeld
vom „Was wäre, wenn?“. Wir stellten
eine sehr große Unterschiedlichkeit in
den Jugendwerken fest, sei es bei den
Aufgabenfeldern, dem Mitgliedsbegriff,
den Finanzierungsmöglichkeiten, dem
Interesse an anderen JWs, dem Blick
von außen auf das JW und auch dem
Verhältnis zur Big-Mother AWO, das
aber nicht offiziell ist, geschweige denn
in den Satzungen so steht. Das bedeu-
tet, wir brauchen eine Bestandsaufnah-
me von UNS vor Ort - ganz ehrlich.
Wenn wir dies schaffen, hat unser Ver-
bandsbauchladen die Chance, mit sei-
nen unterschiedlichen Qualitäten Neues
zu wagen und an weit reichender Iden-
tifizierung mit ihm zu gewinnen. Wir
möchten unser Potenzial an Best-Prac-
tice-Beispielen aus dem JW-/AWO-Alltag
kennen lernen und euch als Anregung
mitgeben. Zum Beispiel da, wo AWO
und JW an einem Strang ziehen, oder
dort, wo man mit einer Idee aus einer
Verbandskrise gekommen ist. Bringt
euer Wissen über diesen Verband ein,
ein Jugendwerk der MitmacherInnen-
schaft, der Freizeitenfreunde, der Semi-
naristen und der Mitglieder des Ju-
gendwerks der AWO + dir. ❑

Michael Taube

Bericht über die Arbeitstagung der AG „Partizipation und Verbandsentwicklung“

Partizipation, die verbindet!

Fotos: Julia Koretzki



AK „Interkulturelle 
Öffnung“

Der Arbeitskreis „Interkulturelle Öffnung“ beschäftigt sich
im Rahmen der Arbeitsgruppe „Partizipation und Ver-

bandsentwicklung“ mit der Erstellung eines Konzepts für die
interkulturelle Öffnung des Jugendwerks.

Warum wollen wir das Jugendwerk interkulturell öffnen?
Deutschland hat spätestens seit Inkrafttreten des Zuwande-
rungsgesetzes offiziell den Status eines Einwanderungslandes
erlangt. Dieser Entwicklung muss sich auch das Jugendwerk
stellen.  

Das ist sowohl als Handlungsauftrag als auch als Motivation
für den Arbeitskreis zu verstehen. 

Zunächst gilt es, innerhalb des Jugendwerkes zu untersuchen,
inwieweit der Verband sich schon interkulturell geöffnet hat.
Das soll im Rahmen eines „Selbstchecks“ geschehen. Dazu
werden Fragebögen an die einzelnen Gliederungen geschickt,
um eventuelle Strömungen aufzufangen. Parallel dazu soll 
eine Abfrage nach konkreten Projekten erfolgen. Der Arbeits-
kreis hat sich hierbei auch einen eigenen „Selbstcheck“ auf-
erlegt. 

Nach der Auswertung des „Selbstchecks“ und der Ergebnisse
der Umfrage wird der Arbeitskreis mit seiner inhaltlichen Ar-
beit beginnen. Ziel ist es, ein Konzept zur interkulturellen
Öffnung des Jugendwerks zu erarbeiten. Der Arbeitskreis hat
sich zu eigen gemacht, seinen Entwicklungsprozess zu doku-
mentieren und die Arbeit möglichst transparent zu gestalten.
Die Transparenz soll den gremienübergreifenden Diskurs er-
möglichen und es interessierten Jugendwerkler/innen erleich-
tern, sich jederzeit in dem Arbeitskreis zu engagieren. Um
dem innerverbandlichen Diskussionsprozess eine breite Platt-
form zu geben, sind Regionalkonferenzen angedacht und die
Einrichtung eines Forums auf der Homepage des Bundesju-
gendwerks. 

Es gibt viel zu tun. Ihr alle seid eingeladen, euch in dem Ar-
beitskreis „Interkulturelle Öffnung“ zu engagieren. Diskutiert
mit, gebt uns Rückmeldungen auf die eine oder andere Wei-
se oder kommt zur nächsten Arbeitstagung vom 10.-12. Juni
2005. ❑

Angela Carstensen

AK „Partizipation von 
Kindern und Jugendlichen“

Moin, Moin! Auf der bundesweiten Arbeitstagung „Ver-
bandsentwicklung und Partizipation“ stellten wir uns in

einer der AKs u.a. den Auftrag, das authentische Jugendwerk
und seine Potenziale weiter zu klären.

Wir sind ein mehr oder weniger politischer Jugendverband,
der sozial engagiert ist. Das Grundsatzprogramm, das
pädagogische Konzept und deren Inhalte differenzieren uns
nach außen, doch müssen wir alle die theoretischen Werte
weiter umsetzen.

Das Jugendwerk ist super wichtig und nicht mehr wegzuden-
ken, doch wem ist das klar? Der AK „Partizipation von Kin-
dern und Jugendlichen“ kümmert sich um die Einbindung 
von Kindern und Jugendlichen in den Verband. Dazu sollen
bisherige Methoden und Erfahrungen gesammelt und neue
entwickelt werden. Wir wollen Kinder und Jugendliche im Sin-
ne unseres pädagogischen Konzeptes zukünftig stärker als
potenzielle Mitglieder ansprechen und Teilhabekompetenzen
im Verband ausbauen.

Erst mal wollen wir eine Broschüre von Partizipations-Metho-
den und -Möglichkeiten zusammenstellen. Dazu gibt es viele
Ideen, wie eine Internetseite für unsere Teilnehmer der Aktio-
nen und Fahrten. Oder politische Jugendgruppen, die medien-
wirksam in ihrem Umfeld in unserem Sinne aktiv mitwirken.

Doch das ist ein Prozess. So sollen auch mögliche Anträge
und Konzepte für die nächste Bundeskonferenz vorbereitet
werden. Wir wünschen uns, dass uns viele JugendwerklerIn-
nen ihre Erfahrungen von Mitbestimmung mitteilen und/oder
auch am Besten zur nächsten AT kommen. Zusätzlich wird 
ein Forum entstehen, um uns noch einfacher auszutauschen.
Lasst uns voneinander abschauen und gemeinsam die Gesell-
schaft rocken.

Partizipation und Solidarität, AWO und Jugendwerk und das
bundesweit - die Zukunft ist unser! ❑

Karsten Hargens 
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Foto: Julia Koretzki
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Mit dieser kleinen Einführung in die
Geschichte und Entwicklung des

Geschlechterverhältnisses möchte ich
euch zum Auftakt des Gender-AK des
Bundesjugendwerks mit historischen
Fakten für das Thema einstim-
men. Denn ein Blick in
die Geschichte hilft oft,
die bestehenden Ver-
hältnisse zu verste-
hen, zeigt uns
Handlungsspielräu-
me und auch
Handlungsnotwen-
digkeiten auf.

Unsere heutige Welt
ist nach wie vor ge-
prägt von der immer noch
herrschenden patriarchalen
Gesellschaftsstruktur, die gekennzeich-
net ist durch die Hierarchie im Verhält-
nis der Geschlechter. Ein Patriarchat ist
die "Manifestation und Institutionali-
sierung der Herrschaft der Männer über
Frauen und Kinder innerhalb der Fami-
lie und die Ausdehnung der männli-
chen Dominanz über Frauen auf die
Gesellschaft". Wir blicken heute kultur-
und sozialgeschichtlich zurück auf eine
sehr lange Zeit und Tradition des Patri-
archats. Frauen und Männer haben bis
heute aufgrund ihrer Geschlechtsiden-
tität verschiedene gesellschaftliche Rol-
len, Verpflichtungen, Möglichkeiten,
Vorlieben, usw. Die Menschheit ist in
zwei Teile geteilt: männlich und weib-
lich. Und bis vor ca. 20 Jahren hat
auch kein Mensch diese Einteilung in
Frage gestellt. Das Patriarchat begrün-
det sich genau in dieser eindeutigen
Klassifikation von männlich und weib-
lich. Männer herrschen über Frauen,
Frauen ordnen sich Männern unter, weil
ihre Zugehörigkeit zu ihrer Genus-Grup-
pe dieses gesellschaftlich legitimiert,
mehr noch, weil es als natürlich emp-
funden und angesehen wird. 

Die Patriarchatsforschung sieht vor al-
lem die Entwicklung der monotheisti-
schen Religionen, die einen männlichen
Gott anstelle der weiblichen Fruchtbar-

keitsgöttinnen setzten und die den
Frauen einen direkten Zu-

gang zu Gott und der
Gemeinschaft der

Heiligen untersag-
ten, als günstige
Bedingung,
dass sich das
Patriarchat
durchsetzen
und behaupten

konnte. Die sym-
bolische Abwer-

tung der Frauen im
Verhältnis zum Göttli-

chen prägten die gesamten
westlichen Kulturen immens. Hinzu
kam die aristotelische Philosophie, die
davon ausging, dass Frauen unvoll-
ständige und beschädigte menschliche
Wesen sind, die einer ganz anderen Art
angehören als Männer. So wurde im 
Altertum die Unterordnung der Frauen
als natürlich und gottgewollt festge-
schrieben und gleichzeitig der bewus-
sten Wahrnehmung entzogen. Die Basis
für den Sexismus war geschaffen. Se-
xismus bezeichnet die Ideologie der
Herrschaft und Überlegenheit des Man-
nes gegenüber der Frau sowie die
Grundsätze, die diese Ideologie stützen
und aufrechterhalten. Bis heute ist ein
latenter bis offener Sexismus gesell-
schaftsfähig.

Erst Ende des 18. Jahrhunderts - im 
Zuge der Französischen Revolution -
bekam das bis dahin unangefochtene
Patriarchat einen ersten kleinen Knacks.
Die Frauenrechtsbewegung forderte
gleiche Rechte auch für Frauen, was
damals nun so gar nicht zum Welt-,
Menschen- und vor allem nicht zum
Frauenbild gehörte. Die von der Revo-
lution eingeforderten Menschen- und

Einführung in das Thema
gender

AK „Gender“
Der AK „Gender“ soll sich um die

Frage der Geschlechtergerechtigkeit
innerhalb des Verbandes kümmern. Die
Geschlechtergerechtigkeit ist ein Ziel
des Jugendwerkes. Sowohl im Grund-
satzprogramm als auch im Pädagogi-
schen Konzept und im Ausbildungs-
konzept wird versucht, dieses Ziel zu
definieren. Der AK möchte für den Ver-
band potenziell aufdecken, was viel-
leicht noch unter unseren bisherigen
Strukturen schlummert. Dazu wollen
wir uns die Strukturen des Verbandes
genau angucken und Strategien zur
Optimierung der Geschlechtergerechtig-
keit entwickeln.

Ziele: 

- Wir wollen gemischt geschlechtliche
AKs

- Wir wollen ein Bewusstsein für 
Gender schaffen

-  Wir wollen eine Genderstrategie 
entwickeln

-  Wir wollen Aufklärung

Fahrplan:

1.  Begriffsklärung Din-A-4

2.  Leute akquirieren

3.  Exzess-Artikel

4.  Gender-Selbstcheck

5.  Beim Bundesausschuss 
Gender-Selbstcheck vorstellen

6.  Bestandsaufnahme

7.  Arbeitstagung zum Thema

8.  Literaturliste

9.  Materialien zum Ausbildungskonzept

10. Genderkonzept

11. Eventuell Quotenregelung und 
Satzungsänderung

Selbstverständlich soll das Ganze rich-
tig rocken - deshalb suchen wir noch
weitere Interessierte, die in den Pro-
zess einsteigen wollen. Meldet euch 
also, oder wir tun es! ❑

Christian Burmeister

Teil 1: Ein Blick in das real 
existierende Patriarchat

Tei l  1
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Bürgerrechte sollten nur für Männer
gelten. Frauen sollten nach wie vor den
Männern untergeordnet bleiben. Die
kurz aufflammende Frauenrechtsbewe-
gung wurde schnell wieder unterdrückt
und die Frauen in ihre gesellschaftli-
chen Schranken verwiesen: Eine Partizi-
pation an Politik war für Frauen un-
möglich und vor allem nicht natürlich.
Die damals führende Frauenrechts-
kämpferin Olymp de Gouges’ wurde
wegen Perversität (Männlichkeit und
Unweiblichkeit), Größenwahn und Im-
pertinenz zum Tod auf dem Schafott
verurteilt. Das Patriarchat wusste sich
mit Gewalt zu schützen. 

Die Industrialisierung im 19. Jahrhun-
dert brachte eine Manifestierung der
traditionellen Geschlechterrollen mit
sich. Mit Einsetzen der kapitalistischen
Industriegesellschaft wächst die Bedeu-
tung des gesellschaftlichen Reprodukti-
onsmittels Arbeit, das sich einerseits
zur Lohnarbeit verallgemeinert, ande-
rerseits in Erwerbsarbeit und Hausar-
beit unterteilt. Ein erstes Ansteigen von
Frauen- und Kindererwerbsarbeit als
Reaktion auf die neuen gesellschaftli-
chen Verhältnisse wird schnell von den
Politikern als Gefahr betrachtet. Sie 
sehen den so wichtigen Reproduktions-
bereich Familie durch die Frauener-
werbsarbeit bedroht. Frauen müssen
durch normativen Druck an die Familie
gebunden und vom Arbeitsmarkt fern
gehalten werden, damit sie weiter für

das Wohl der Kinder und des Mannes
uneingeschränkt sorgen können. Die
Sozial- und Familienpolitik des 19. Jahr-
hunderts sorgt dafür, dass die so wich-
tige und notwendige Reproduktionsar-
beit in der Familie von Frauen unbe-
zahlt und daher willkommen für den
Kapitalismus unübertroffen kostengün-
stig geleistet wird; gleichzeitig drängt
sie die Frauen in eine finanzielle und
materielle Abhängigkeit der Männer
und schützt somit die Institution Fami-
lie. Begründet wird diese Rollenauftei-
lung mit den an das Geschlecht
natürlich gebundenen Fähig-
keiten. Trotz der politi-
schen Maßnahmen,
die Geschlechterord-
nung zu stabilisie-
ren, werden Frauen
erwerbstätig. Nicht
zuletzt dann, wenn
der Lohn des Famili-
envaters nicht aus-
reicht. Die Kinderver-
sorgung und der Haushalt
bleibt jedoch weiterhin die
Aufgabe der Frauen alleine. 

Zwar wurde in der Weimarer Republik
1918 das allgemeine Wahlrecht - und
somit auch das Frauenwahlrecht - 
eingeführt, aber erst 1949 wurde der
rechtliche Grundstein für eine Gleich-
heit der Geschlechter in der Verfassung
der Bundesrepublik Deutschland ge-
legt. Allerdings legitimierten noch bis

1977 Gesetze, dass Ehemänner über
den Einsatz der weiblichen Arbeitskraft
zu entscheiden hatten, dass allein sie
geschäftsfähig waren und die Privatbe-
lange nach außen vertraten. Dieses
Recht schloss ein, Frauen auf Hausar-
beit, Kinderversorgung und Erziehung
zu verpflichten. Der in den feudalen
Kontexten entstandene und rechtlich
abgesicherte Patriarchalismus lebte al-
so bis weit in die Moderne fort. Erst
die Frauenbewegung und Frauenfor-
schung der 70er Jahre sorgte schließ-
lich dafür, dass die Notwendigkeit, 
den verfassungsrechtlichen Gleichheits-
grundsatz auch für die Geschlechter
tatsächlich zu realisieren, den Weg in
das öffentliche Bewusstsein fand und
die notwendigen Änderungen im BGB
vorgenommen wurden. 

Heute scheint eine Gleichheit im Gesetz
gewährleistet zu sein, allerdings gibt
es immer noch einen Widerspruch zwi-
schen der erreichten formalen Gleich-
stellung der Geschlechter und der noch
nicht erreichten Realisation. Die drei
tragenden Säulen des real existieren-
den Patriarchats, die der Realisierung
im Weg stehen, sind die Vorrangstel-
lung des Mannes und der durch ihn
verkörperten Werte und Verhaltenswei-
sen, die Arbeitsteilung der Geschlechter

und das Rollendiktat, wonach
Frauen weiblich und Män-

ner männlich sein müs-
sen. 

Diese drei Säulen
sind alle gesell-
schaftlich konstru-
iert – keineswegs
natürlich. So weit ist

sich die Forschung
heute einig. Was wie-

derum bedeutet, dass sie
einem gesellschaftlichen Wan-

del unterworfen sind, sie sind verän-
derbar. Es liegt also an uns, ob und
wie wir sie abbauen und neu gestalten. 

Fortsetzung folgt!! In der nächsten 
Exzess könnt ihr den 2. Teil der Ein-
führung in das Thema gender lesen! ❑

Annegret Runkel
LJW Hamburg

Foto: Michael Taube

Foto: Julia Koretzki
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Nach allem, was ich weiß, sind wir der
einzige Jugendverband der für sich als
pädagogisches Ziel die Genussfähigkeit
definiert. In Anbetracht der Geschichte
der Jugendbewegung, die vielerorts
durch Enthaltsamkeit, Ordnung, Diszi-
plin und Arbeitsethos gekennzeichnet
war, wirkt unsere Genussfähigkeit
schon als kleine Provokation. Und das
ist auch gut so! 

Die Genussfähigkeit ist unser Gegen-
entwurf zur allgemeinen Konsumbetäu-
bung. Genuss ist etwas Subjektives, 
etwas Spontanes und eben auch etwas
Irrationales. Er entwickelt sich in Erfah-
rungsfeldern und lebt von der Ausprä-
gung der Sinne. Das Entdecken der
vielfältigen Möglichkeiten der sinnli-
chen Erfahrung eröffnet immer neue
Wege, sowohl im tristen Alltag, im Hier
und Jetzt, als auch in der konkreten
Utopie des guten und schönen Lebens
ein gutes Stück Genuss zu veranschau-
lichen. Das Erleben des eigenen Den-

kens, Sehens, Fühlens, Schmeckens,
Hörens, Riechens und Handelns mit 
anderen ist eine ständige Herausforde-
rung. Diese Sinnlichkeit zu fördern ist
Ziel unserer Pädagogik. Dabei geht es
uns um Qualität statt Quantität. Jeder
kleine Genuss ist eine Vorahnung auf
die Möglichkeiten einer befreiten Ge-
sellschaft, die wir anstreben. Dabei
geht es uns darum, über die bloße 
Existenz hinaus das Ästhetische zu be-
tonen. Wir wollen nicht einfach nur 
essen, schlafen, Dach überm Kopf und
„Big Brother“ im TV - wir wollen gutes
Essen, einen guten Schlaf, eine ange-
nehme menschenfreundliche Umgebung
und selbst Kultur schaffend sein. Dies
alles spielt eine große Rolle in unserer
Medienpädagogik, Suchtprävention,
Theaterpädagogik, ästhetischen Erzie-
hung und selbstverständlich beim
Wichtigsten: dem Spaß an der Sache.
Und wie geschieht das alles? Nun ja,
wir müssen in unserer Praxis Methoden

weiterentwickeln und entwickeln. Auch
das kann eine Form von Genuss sein.
Ab und an hilft auch mal ein richtig gu-
ter Film. Unsere Empfehlung: Chocolat!

In diesem Sinne heißt es für uns: Wir
wollen nicht die Brötchen, wir wollen
die Bäckerei! Oder besser noch: Wir
wollen nicht die Brötchen, wir wollen
die Chocolaterie!

Jetzt aber Broschüre bestellen! ❑

Christian Burmeister

Die Broschüre „Das Leben ist unser! -
Pädagogisches Konzept des Jugend-
werks der AWO“ kostet 1 Euro pro 
Exemplar.

Bestellungen ans: Bundesjugendwerk
der AWO, Natalie Rohrbeck, 
Fon: 0228/6685-117, e-mail:
natalie.rohrbeck@bundesjugendwerk.de

Pädagogisches Konzept? Kennt ihr nicht?
Macht nichts, erklären wir euch!

Teil 1 einer neuen großartigen und spannenden Exzess-Serie anlässlich
des Erscheinens des Pädagogischen Konzepts als Broschüre

Nach intensiven und erfolgreichen vier Jahren der verbandlichen Diskussion 
um und über das Pädagogische Konzept konnte dieses im Mai 2004 auf der

Bundeskonferenz verabschiedet werden. Aber wohin hat es sich verabschiedet?
Zunächst einmal in die redaktionelle Überarbeitung, mit dem Ziel, eine schöne 
Broschüre daraus zu machen. Nachdem die finanziellen und konzeptionellen Her-
ausforderungen gelöst wurden, liegt das Pädagogische Konzept nun als wirklich
schöne Broschüre im praktischen Take-away-Format für alle zum Bestellen bereit.
Und da sind wir wieder beim Verabschieden - denn nun ist das Pädagogische Kon-
zept groß geworden und verläßt das theoretische Kämmerlein und macht sich auf
den abenteuerlichen Weg zurück in die Verbandspraxis. Tschüss und danke für 
den Fisch, könnten wir jetzt sagen, aber wir wollen, dass ihr das Pädagogische
Konzept genauso lieb habt wie wir, die wir daran die letzten inzwischen vierein-
halb Jahre gearbeitet haben. Also möchten wir dem Konzept einige kleine Referen-
zen auf seiner Reise zurück in die Praxis mitgeben. Bei dem Pädagogischen Kon-
zept geht es nämlich um das gute und schöne Leben. Das Tolle ist, dass es in 
der Broschüre nicht nur um das gute und schöne Leben geht, sondern dass die
Lektüre selbst gut und schön ist. Und weil das so ist, solltet ihr alle die Broschüre
umgehend bestellen! Wenn ihr immer noch nicht überzeugt seid, lest die Serie, 
in der wir euch nun kontinuierlich die Highlights des Pädagogischen Konzepts
schmackhaft machen möchten.

Teil 1: Das pädagogische
Ziel der Genussfähigkeit
(3.2.3./S.34) – oder: wie 
der Film Chocolat unser
Leben verändert hat

Tei l  1
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Wenn jemand verkündet, dass er nach Rumänien reisen will,
wird er leicht für nicht ganz zurechnungsfähig gehalten. Mit

Rumänien werden landläufig nur ein paar Dinge assoziiert: Die-
be, vernachlässigte Kinder in Waisenhäusern und auf der Straße,
Sinti und Roma und Dracula. 

Was ist an diesen Klischees dran? Es gibt Diebe, aber man zeige
mir die Insel der Seeligen, wo es keine gibt, es gibt auch Stra-
ßenkinder, Waisenhäuser in bemitleidenswertem Zustand und al-
te Menschen, die auf der Straße betteln müssen, weil die Rente
nur zum Verhungern reicht, aber mit diesen traurigen Erscheinun-
gen steht Rumänien ebenfalls leider nicht alleine da. Es gibt
auch Sinti und Roma, aber sie sind eine Minderheit in Rumänien
und bei weitem nicht die größte, und es gibt Dracula so wie es
Nessy in Schottland gibt, als Legende und als Touristenmagnet.

Die Klischees stimmen also und sind doch nur winzige Aus-
schnitte, die den Gesamteindruck dadurch verfälschen, dass sie
so vieles verschweigen, z.B. dass Rumäniens Landschaft zu den
schönsten Europas gehört, dass die rumänische Musik zu den in-
teressantesten Volksmusiken der Welt gehört, dass die rumäni-
sche Sprache ein linguistisches Unikum darstellt, dass dort drei
Religionen friedlich nebeneinander existieren, dass Rumänien 
eines der wenigen Länder dieser Erde ist, das noch nie einen
Krieg angefangen hat, dass es dort renommierte Universitäten
gibt und dass Braschov eine der ersten Städte mit elektrischer
Straßenbeleuchtung und Fußgängerzone in Europa war.

Wenn all das auch nicht zu den Motiven gehörte, derentwegen
die Mitglieder des Rumänienhilfevereins YouRoPa gemeinsam mit
dem BJW der AWO Hessen-Nord den Fachkräfteaustausch veran-
stalteten, der sie Ende 2004 nach Rumänien führte, so trugen all
diese positiven Eindrücke doch erheblich zur Vertiefung ihres
Verhältnisses zu dem Land bei, dem sie ihr Vereinsengagement
widmen. Sie besuchten beeindruckende Sehenswürdigkeiten, wie
z.B. das „Dracula-Schloss“ Bran am Fuße der Hochkarpaten,
gleichzeitig bekamen sie aber auch einen Einblick in das Alltags-
leben der Rumänen und in den Zustand verschiedener sozialer
Einrichtungen, darunter der Kinderkrebsklinik in Cluj-Napoca, der
auch eine Spende überreicht wurde. Für einige Mitglieder war
das neu, für andere schon der x-te Besuch. Zahlreiche Hilfspro-
jekte hat der Verein schon durchgeführt, von Hilfstransporten 
mit Kleidern, Spielzeug und Medikamenten für Waisenhäuser und
Kliniken bis zu Baumaterialien für einen internationalen Kinder-
garten und Rumäniens erstes Reha-Zentrum.

Nicht immer war dabei die rumänische Seite der alleinige Nutz-
nießer. Innerhalb ihrer Jugendarbeit als Streetworker am Aschen-
berg und in Projekten des BJW der AWO nutzten die Vereinsmit-
glieder ihr Engagement auf dem Balkan. Sie ließen z.B. benach-
teiligte Jugendliche Fenster aus Abbruchhäusern in Fulda ausbau-
en, den Transport nach Rumänien begleiten und dort wieder ein-
bauen. Einigen dieser Jugendlichen wurde auf diese Weise zum
ersten Mal bewusst, in welchem Überfluss sie hier leben und
dass sie in der Lage sind, etwas Nützliches für andere zu tun. 

Der Verein YouRoPa wurde 2002 gegründet, viele seiner Mitglieder
engagieren sich aber schon seit über zehn Jahren in Rumänien.
Unter ihnen finden sich viele Absolventen und Studenten des
Fachbereichs Sozialwesen der FH Fulda, aber auch Vertreter an-
derer Berufe. Der Verein finanziert sich durch Mitgliedsbeiträge,
Spenden und Fördergelder. YouRoPa ist von Beginn an korporati-
ves Mitglied im BJW der AWO Hessen-Nord. Mittlerweile werden

regelmäßig Flohmarktstände
organisiert und er unterhält 
eine „Klamottenkiste“, in der
man günstig Bekleidung ein-
kaufen kann. Der Erlös kommt
ausschließlich den sozialen
Projekten zum Aufbau eines
sozialen Netzwerkes speziell
für Jugendliche in Rumänien
zugute. In demselben Jahr wur-
de mit Studenten des Fachbe-
reichs Sozialwissenschaften
der Universität Cluj-Napoca der
rumänische Partnerverein „Pro-
tin e.V.“ gegründet, der inner-
halb kürzester Zeit seine Arbeit 
aufnahm und z.B. auf dem Gebiet der Schulsozialarbeit aktiv
wurde, ein Projekt gegen Gewalt in der Familie startete und ein
Projekt ins Leben rief, das sich um Jugendliche kümmert, die 
auf der Straße leben. Gemeinsam versuchen nun die Mitglieder
von „YouRoPa“ und „Protin“ das erste Jugendzentrum Rumäni-
ens für benachteiligte Jugendliche aufzubauen und konnten dafür
bei einem Treffen im Rathaus mit dem stellvertretenden Bürger-
meister auch den Magistrat der Stadt Cluj ins Boot holen. Die
Chancen stehen gut, dieses Jugendzentrum zu einem Modell für
das gesamte Land auszubauen, einem Land, das mit dem gesell-
schaftlichen Erbe einer Diktatur zu kämpfen hat, sich aber auf
den Weg nach Europa begeben hat. ❑

Marianne Blum & Jürgen Brehl
BJW der AWO Hessen-Nord

YouRoPa e.V. auf Rumänienreise

Foto: BJW Hessen-Nord

YouRoPa (0176/21019317)oder BJW Hessen-Nord (0661/9013053)
Spenden-Konto: 50 531 bei Sparkasse Fulda (BLZ: 53050180)

KONTAKT:



Rumänische 
Kulturwoche

Gemeinsam mit der FH Fulda und un-
serem korporativen Mitglied „YouRo-

Pa e.V.“ führt das Bezirksjugendwerk der
AWO Hessen-Nord im Herbst 2005 (17.-
23.10.2005) eine Rumänische Kulturwo-
che durch. Ziel und Zweck dabei ist es,
das Bild Rumäniens in der Öffentlichkeit
zumindest regional zu verbessern. Es soll
aber auch am Beispiel unseres Engage-
ments aufgezeigt werden, wie erfolgrei-
che internationale Jugendarbeit aussehen
kann. Erreicht wird dies einerseits durch
Vorträge, Ausstellungen und Podiumsdis-
kussionen mit hochkarätiger Besetzung,
aber auch durch das konkrete Erlebnis
rumänischer Kultur in Form von Konzer-
ten und Tanzvorführungen mit der legen-
dären Volksmusikgruppe IZA und der dy-
namischen Zigeunercombo „Fanfara din
Cozmesti“. Dazu kommen Filmvorführun-
gen, Lesungen, aber auch Weinproben
und die Zubereitung rumänischer Spezia-
litäten. Dieses reichhaltige Programm
(insgesamt ca. 35-40 Veranstaltungen)
und die persönliche Begegnung mit
Rumänen können dazu betragen, Vorur-
teile ab- und Kontakte aufzubauen. Nähe-
res zum Programm gibt es in der näch-
sten Exzess. ❑

Jürgen Brehl

BJW Hessen-Nord

Am 7. März 2005 wurde in den Räu-
men des Deutschlandradio Köln der

„Goldene Hammer zur Überwindung von
Gewalt und Rassismus“ durch die Mini-
sterin für Schule, Jugend und Kinder des
Landes NRW, Ute Schäfer, an die Einrich-
tung des Kreisjugendwerkes der AWO Es-
sen überreicht. Vor ca. 100 meist jungen
Gästen nahmen Judith Schlupkothen 
(Vorsitzende des KJW) und Hassan Sem-
mo (ehrenamtlicher Mitarbeiter im JZ)
stellvertretend für das Jugendzentrum den
Preis von der Ministerin in Empfang. 

Aus Sicht des Jugendwerks ist eine Ver-
fremdung der Kulturen zwischen Deut-
schen und MigrantInnen einer der Haupt-
gründe für Fremdenhass und Rassismus.
So ist das Ziel der Arbeit im Jugendzen-
trum, zu lernen, Verschiedenheiten zuzu-
lassen und zu akzeptieren sowie Gemein-
samkeiten und verschiedene Traditionen
kennen zu lernen und zu stärken, kurz:
interkulturelle Toleranz und Solidarität zu
praktizieren. 

Durch gezielte Aktivitäten, wie das Feiern
von verschiedenen religiösen Festen, Mul-
tiplikatorenschulungen zu interkulturellen
Themen, Fußballturniere, die von deut-
schen Jugendlichen aus dem Stadtteil und
den libanesischen Besuchern aus unse-
rem Hause besucht werden, wurde eine

Kommunikations- und Aktionsplattform
geschaffen, die Begegnungs- und Partizi-
pationsmöglichkeiten von deutschen 
Kindern und Jugendlichen und jenen mit
Migrationshintergrund initiiert und durch-
führt. Zudem wird durch vielfältige Aktio-
nen (Unterstützung bei Konzerten, Teil-
nahme an Verbandstreffen, Begleitung
von Ferienfreizeiten etc.) verstärkt darauf
hingewirkt, dass die hauptsächlich liba-
nesischen BesucherInnen der Einrichtung
in den Jugendverband integriert werden.

Der Landesjugendring Nordrhein-Westfa-
len vergibt seit 1988 jährlich zusammen
mit SOS Rassismus NRW den „Goldenen
Hammer“ an Personen, Projektgruppen
oder Einrichtungen, die sich gegen Rassis-
mus, Diskriminierung, Fremdenfeindlich-
keit und Antisemitismus engagieren. ❑

Stefan Hoeps
KJW der AWO Essen
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Foto: Landesjugendring NRW

Jugendzentrum Schonnebeck des 
KJW der AWO Essen Preisträger 
des Goldenen Hammers 2005

Im kopaed-Verlag erschien 2004 das
Buch „Kinderreport Deutschland 2004“,

herausgegeben vom Deutschen Kinder-
hilfswerk (DKHW).

Alle zwei Jahre macht das DKHW mit 
dem „Kinderreport“ auf die Lage von 
Kindern in Deutschland aufmerksam, die-
ses Mal mit dem Schwerpunktthema
„Kinderarmut“ und deren Auswirkungen
auf die Kinder. Dabei widmen sich die
verschiedenen AutorInnen den einzelnen
Aspekten von Kinderarmut: Gesundheit,
Ernährung, soziale Ausgrenzung und
Partizipation von Kindern, um nur einige
zu nennen.

Nach Ansicht des
Mitautors Tho-
mas Olk wird die
Kinderarmut in
Deutschland in
2005 erheblich 
zunehmen. Eine
Verdoppelung 
der Anzahl armer
Kinder durch die
Hartz-IV-Reformen
schließt er nicht
aus. Olk sieht jedes zehnte Kind von 
dieser Entwicklung des Abfallens in arme
Lebenslagen durch Hartz IV betroffen.

Besonders erwähnenswert ist, dass in
dem Buch auch Kinderstimmen selbst zu
Wort kommen. Und schön auch, dass der
Autor Professor Waldemar Stange in sei-
nem Beitrag zu Beteiligungsprojekten für
Kinder auch die Jugendverbände erwähnt.
❑

Mark Unbehend

Kinderreport 2004 warnt 
vor Anstieg der Kinderarmut

Deutsches Kinderhilfswerk (Hg.)
(2004): Kinderreport Deutschland
2004. Daten, Fakten, Hintergründe,
kopaed-Verlag

LITERATUR
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Wie jedes Jahr veranstalte-
te das Jugendzentrum

Schonnebeck eine große
Weihnachtsfeier für die
Besucherinnen und Be-
sucher des Hauses.
Seit einigen Jahren fei-
ern wir mit den haupt-
sächlich muslimischen
jungen Menschen das
Weihnachtsfest genauso wie
das Fastenbrechen im Rahmen
des Ramadan. Es ist eine Begegnung mit
christlichen und muslimischen Traditio-
nen. Ziel ist es, zu lernen, Verschieden-
heiten zuzulassen und zu akzeptieren so-

wie Gemeinsamkeiten und
verschiedene Traditionen

kennen zu lernen und zu
stärken. Kurz: interkultu-
relle Toleranz und Soli-
darität zu praktizieren.

Insgesamt ca. 70 Kinder,
Jugendliche und Eltern,

hauptsächlich libanesischer
Herkunft, nahmen teil. Die

Mütter brachten libanesische
Speisen und Spezialitäten für ein

umfangreiches Buffet mit, daneben gab
es deutsches Gebäck, Kaffee und andere
Getränke. Die Feier bot ein buntes Ange-

bot an Aktionen für die Gäste: Es gab
Schmink- und Frisierstände, Musik und
Disco, Bescherung durch einen Weih-
nachtsmann sowie, als besonderes High-
light, ein Animations- und Spaßprogramm
für Kinder und Jugendliche. ❑

Negin Khatam
KJW der AWO Essen

20 Jahre Kreisjugendwerk 
der AWO Hagen

Kreisjugendwerk der AWO Essen 
organisiert Begegnung christlicher 
und muslimischer Traditionen

Am 17.12.1985 wurde das KJW der AWO Hagen mit Thomas
Hover als erstem Vorsitzenden gegründet. Seitdem sind 20

Jahre mit zahlreichen Ferienmaßnahmen, kontinuierlich laufenden
Kinder- und Schülerbetreuungsgruppen, dem Einsatz und Verleih
des eigenen Spielmobils und vielen anderen Maßnahmen und
Aktionen vergangen. Heute gibt es einen 14-köpfigen Vorstand,
der sich auch für 2005 wieder einiges vorgenommen hat.

Das Jubiläum wird zunächst am 2.7.2005 von 12 bis 18 Uhr in
Hagen-Eilpe mit einem großen Kinderfest mit Gaukler, Spielmo-
bil, Kletterfelsen, Tombola, Riesen-Vier-Gewinnt-Spielen u.v.m.
gefeiert. Eingeladen sind Kinder aus unseren Gruppen und aus
dem gesamten Stadtgebiet.

Am 17.12.2005 wird es - genau 20 Jahre nach der Gründung - 
eine Jubiläumsfeier mit allen aktuellen und ehemaligen Mitarbei-
ter/innen und Vorstandsmitgliedern und allen Interessierten rund
um das KJW geben. Ein AK „Historisches“ kümmert sich zur Zeit
um die Aufarbeitung von Prospekten, Pressemitteilungen und 

Fotos. Im Rahmen der
Jubiläumsfeier wird es
dann eine große Rück-
schau auf gut 7300 
Tage Jugendwerksar-
beit in Hagen geben.

Aber auch sonst steht 2005 wieder einiges auf dem Programm.
In allen Ferien finden wieder Stadtranderholungen statt, im Som-
mer gibt es eine Freizeit in der Toskana, über Silvester können
Teenies wieder Spaß in Munster in der Lüneburger Heide haben.
Aktuell gibt es zwei Kindergruppen, die „Helfer Kängurus“ und
die „Kuhlerkamper Kids“, die sich einmal wöchentlich treffen.
Unser Spielmobil gibt es auch noch und es soll in diesem Früh-
jahr wieder einmal neu bzw. ergänzend ausgestattet werden. Zur
Zeit laufen täglich immer noch fünf Schülerbetreuungsgruppen,
die über Landesprogramme finanziert werden. Darüber hinaus ist
das Jugendwerk in Hagen seit September 2004 zusammen mit
dem AWO-Unterbezirk Hagen/Märkischer Kreis Kooperationspart-
ner einer Offenen Ganztagsgrundschule.

Und mit der Offenen Ganztagsgrundschule ist auch für das Ju-
gendwerk in Hagen das Thema Kinderarmut ganz aktuell und of-
fensichtlich. Viele Eltern können sich das angebotene Mittages-
sen (2,30 Euro pro Mahlzeit) nicht leisten und die Kinder kom-
men mit lieblos zusammengelegten Toastbrotscheiben oder ei-
nem „Curry King“ zum Mittagessen. Und Socken hat im Winter
auch nicht jedes Kind an,…

Infos zum Jugendwerk in Hagen gibt es bei mir unter
0177/5409764 oder per e-mail: kjwh@gmx.de. ❑

Stefan Schmidt
KJW der AWO Hagen

Foto: KJW Hagen

Foto: KJW Hagen
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Europa mitten
in Altensteig -
ein Erlebnis der
besonderen Art

Was passiert, wenn 50 junge Erwach-
sene aus 11 Ländern Europas zusam-

mentreffen und über mehrere Tage auf
engstem Raum gemeinsam leben und 
arbeiten?

Initiiert und durchgeführt wurde das Eu-
roweekend vom Bezirksjugendwerk der
AWO Württemberg, finanziell unterstützt
u.a. vom Programm „Jugend“ der Eu-
ropäischen Union. Vorausgegangen waren
zwei internationale Austauschprojekte 
sowie der Wunsch, weiterhin sowohl mit
neuen als auch mit „alten“ europäischen
Partnern auf internationaler Ebene tätig
zu sein.

Am Stuttgarter Flughafen waren junge
Leute verschiedener Nationalitäten mit
vielen Ideen, einigen Vorurteilen und lan-
destypischen Mahlzeiten und Getränken
gelandet. Abgeflogen sind sie als junge
Europäer mit einem lachenden und einem
weinenden Auge, mit konkreten Projek-
ten, neuen und wieder aufgefrischten
Freundschaften, vielen Eindrücken sowie
hinzu gewonnenem Wissen über andere
Länder und Kulturen. Ihre Koffer waren
gefüllt mit unzählbar vielen Erinnerungen
an fünf unvergessliche Tage in Stuttgart
und Altensteig.

Was war passiert? Der Weg zu einem
Netzwerk aller teilnehmenden Organisa-
tionen, zwei internationalen Austauschen
in Italien und Polen und einigen weiteren
Projekten war manchmal anstrengend
und doch interessant! So haben die jun-
gen Europäer nicht nur vergangene Pro-
jekte Revue passieren lassen, sondern
auch viel über Inhalt und Struktur des

Programms „Jugend“ erfahren, das es
sich zur Aufgabe gemacht hat, die Mobi-
lität junger Menschen innerhalb Europas
durch Austausche, Europäische Freiwilli-
gendienste oder Seminare zu fördern.

Untergebracht war die Gruppe im Haus
des Jugendwerks in Waldrieden. Gearbei-
tet wurde im Sitzungssaal des Feuerwehr-
hauses sowie in der Hohenbergschule.

Das Euroweekend war erfolgreich und
faszinierend zugleich, was auch die unga-
rische Trainerin Gabriella Nagy begeistert
feststellte: „Das Engagement, der Geist
der jungen Leute ist etwas Besonderes,
ihre Kreativität, die sich so von Geschäfts-
leuten abhebt, und ihr Einsatz, ein ge-
meinsames Europa aufbauen zu wollen,
ist großartig.“

In den Tagen vom 8. bis 13.12.04 wurde
natürlich nicht nur gearbeitet, sie waren
auch von Spaß und interkulturellem Ler-
nen geprägt. Bei der Begrüßung im Stutt-
garter Rathaus, auf dem Weihnachts-
markt, im Freudenstädter Schwimmbad,
bei der Schwarzwälder Vesper mit dazu-
gehöriger „Quetschorgelmusik“ sowie ei-
ner Nachtwanderung zur Kohlsägemühle
im durch unzählige Fackeln beleuchteten
Schwarzwald wurde Altensteig lieben 
gelernt. 

Beim internationalen Abend hatte schließ-
lich jeder die einmalige Gelegenheit, eine
kurze Europareise quer durch Mahlzeiten
und Getränke zu unternehmen: Europa
war in diesen Tagen nicht nur eine „ab-
strakte, schöne“ Idee, sondern Wirklich-
keit, die sowohl in der Luft lag als auch
im Herzen jedes Einzelnen getragen wur-
de. Gekommen sind alle aus verschiede-
nen Ländern, gegangen sind sie als ein
Teil einer großen vielfältigen europäi-
schen Familie. ❑

Weitere Infos unter
www.euro.weekend.ms oder beim BJW
der AWO Württemberg: 0711/522837.

Caroline Diziol

BJW der AWO Württemberg

Fotos: BJW Württemberg

Barbara Brunelli -
Europa-Mittel &
Jugendwerk

Mein Name ist Barbara Brunelli und
ich bin Praktikantin beim BuJW seit

Anfang Februar. Ich komme aus Italien,
aus einer äußerst kleinen und unbekann-
ten Stadt, Forli, das zwischen Bologna
und Rimini liegt. Ich bin 26 Jahre alt und
habe in Italien internationale und diplo-
matische Wissenschaft studiert, mit
Schwerpunkt in der Entwicklungspolitik.

So, warum Deutschland und BuJW? Er-
stens, ich mag Deutschland sehr. Ich war
schon in Köln vor vier Jahren als euro-
päische Freiwillige und in Stuttgart letz-
tes Jahr für den italienischen FSY. Zwi-
schen diesen Erfahrungen war ich mit
Sozialarbeit beschäftigt. Letztes Jahr in
Stuttgart arbeitete ich in einem Jugend-
haus, wo ich mit drei anderen italieni-
schen Kolleginnen ein EU-Projekt geleitet
habe. Das Projekt hieß „YOUROPE“ und
beinhaltete die Möglichkeiten, welche die
EU den Jugendlichen anbietet, z.B. die
Programme Socrates/Erasmus, Jugend/
Europäischer Freiwilligendienst, Leonardo. 

Und jetzt, beim BuJW, bleibe ich im inter-
nationalen Bereich: besonders bin ich auf
der Suche nach Förderungsmöglichkeiten
und generell finanzieller Unterstützung
für verschiedene Projekte der JW. Gleich-
zeitig entwickle ich ein internationales
Projekt fürs BuJW. Wir möchten gerne ein
Netzwerk mit verschiedenen Partnerorga-
nisationen gründen, zu interkultureller
Öffnung auf europäischer Ebene.

Aber vor allem bin ich für euch da! Wenn
ihr Fragen habt oder Beratung, Hilfe, 
Unterstützung braucht für internationale
Projekte (Übersetzungen auf Italienisch,
Spanisch, Englisch, Französisch; Suche
von Fördermitteln, Partner usw.), meldet
Euch einfach bei mir unter: 
barbara.brunelli@bundesjugendwerk.de
oder 0228/6685-119 !

Barbara Brunelli

Foto: privat



Kinder 
bestimmen
selber, was
sie wollen

Seit vielen Jahren ma-
chen wir Ernst mit un-

serem Anspruch, Kinder-
und Jugendverband zu
sein. Kinder und Jugendliche aus ganz Bay-
ern kamen am 3./4. Dezember als Delegierte
unserer örtlichen Jugendwerke nach Regens-
burg, um Beschlüsse zu fassen und einen
neuen Landesvorstand zu wählen. Mit Hilfe
unserer Handpuppe namens Emma wurden
die schwerverständlicheren Anträge und Re-
gularien altersgerecht dargestellt.

Schwerpunkt der Landeskonferenz war die
zunehmende Armut junger Menschen in 
Bayern. Dr. Thomas Beyer, MdL und neuer
Vorsitzender der AWO in Bayern, bestärkte
in seinem Grußwort die Dringlichkeit dieses

Themas, verwies aber auch auf die allge-
mein sich ausbreitende Verarmung weiterer
Teile der Gesellschaft und das mangelnde
Engagement der bayerischen Staatsregie-
rung. Erich F. Schmid vom örtlichen AWO-Be-
zirk nannte hier als eindringliches Beispiel
den Kahlschlag bei den Kindererholungen.
Die meist jungen Delegierten betrachteten
auch die Einführung eines Büchergeldes als
weiteren Schritt zur Ausgrenzung weniger
reicher Gleichaltriger und forderten dessen
Abschaffung. Betroffen von den Beispielen
der Folgen der Armut, wie Hunger, mangeln-
de Bildung, gesundheitliche Probleme, be-

schlossen die Delegierten, sich mit regiona-
len Aktionen Gehör zu verschaffen und kon-
kret Hilfe zu leisten.

Der frisch gewählte neue Vorsitzende, Ge-
rald Möhrlein aus Kitzingen, versprach, mit
seinem neuen Vorstand schnellstens Vor-
schläge hierfür zu entwickeln und diese mit
den Jugendwerken in Bayern umzusetzen.
Norbert Steger (Nürnberg) als neuer Stellver-
treter, Alex Grimm (München), Alexandra
„Lexi“ Richter (Augsburg), Katja Friedrich
(Windischeschenbach), Gregor Uhl (Schwa-
ben) und Markus Fischer (Oberbayern) kom-
plettieren das junge engagierte Team. Mit
Norbert und Markus sind zwei ehemalige
Vorsitzende die Garanten der Kontinuität der
Vorstandsarbeit, mit Alex, Lexi und Katja
kommt frischer Wind unter die alten Män-
ner. Mit über 70 JugendwerklerInnen aus al-
len Teilen Bayerns war diese Regensburger
Konferenz ein voller Erfolg. ❑

Anton „Doni“ Zagel
LJW der bayerischen AWO

Eine Gruppe aus dem Jugendzentrum
Schonnebeck belegte beim Schülerwett-

bewerb des Landesjugendwerks (LJW) der
AWO NRW den 15. Platz und gewinnt 50 €
für die Gruppenkasse.

Zu dem Thema „Schüler machen Schule“
beteiligte sich das Kreisjugendwerk (KJW)
der AWO Essen am 6. Schülerwettbewerb
des LJW und der Landesarbeitsgemeinschaft
der Arbeiterwohlfahrt. Die teilnehmenden
Kinder und Jugendlichen waren aufgerufen,
in Form von Textbeiträgen, Collagen oder
Bildern Vorschläge zu machen, wie in ihren
Augen ein guter Unterricht oder eine gute
Schule aussehen sollte. Landesweit wurden
mehr als 300 Beiträge von über 1000
Schülern eingereicht. Das KJW Essen ging
gleich mit 4 Einzel- und 3 Gruppenbeiträgen
ins Rennen, die meisten aus dem Jugend-
zentrum Schonnebeck. 

Der Höhepunkt des Wettbewerbes fand am
12.2.2005 mit der Preisverleihung in Düssel-
dorf statt. Gekommen waren die Preisträger
mit ihren Betreuern, Lehrern und Eltern. An
die 300 Anwesende wurden gezählt. Die
Spannung war groß, denn noch kannte kei-
ner seine Platzierung, wusste eben nur,
dass er unter den besten 30 war. Die Besu-
cher des JZ Schonnebeck reisten gleich mit
drei Kleinbussen und einem PKW an, um
den Gewinnern der Jugendgruppe ge-
bührend zu huldigen.

Mit einem Gruppenbeitrag, einem Zeugnis
für die Schule, hatten die Schonnebecker
dann auch das Glück des Tüchtigen und
platzierten sich prompt unter den ersten
Dreißig. Nach einer kurzen Begrüßung durch
einige AWO- und Jugendwerks-Vertreter hielt
der Staatssekretär des nordrhein-westfäli-
schen Ministeriums für Schule, Jugend und
Kinder, Herr Schulz-Vanheyden, ein Grußwort.

Danach begann dann, von den Schülern
schon ungeduldig erwartet, die Verleihung
der Preise durch den WDR-Moderator Ralph
Caspers (bekannt durch die Sendung „Wis-
sen macht A“). In den Pausen spielte eine
Schülerband aus Wuppertal. Für das leibli-
che Wohl sorgten einige Besucher aus dem
Jugendzentrum, mit selbstgebackenen Ku-
chen und kühlen Getränken.

Christoph Schick vom Vorstand des Kreis-
jugendwerks Essen kam zum erfreulichen Er-
gebnis: „Das Jugendwerk ist ehrenamtlich
organisiert. Da ist es wichtig, dass die Ar-
beit von Kindern und Jugendlichen wertge-
schätzt wird. Aus diesem Grunde versuchen
die Mitarbeiter des Jugendwerks, Anerken-
nung gezielt zu organisieren, wie z.B. durch
die Teilnahme an solchen Wettbewerben.“ ❑

Stefan Hoeps
KJW der AWO Essen
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Kinderarmut in Ost-
und Westdeutschland

Das gleichnamige Buch von Christoph
Butterwegge, Michael Klundt und Mat-

thias Zeng beschäftigt sich mit dem Pro-
blem der Kinderarmut im deutschen Ost-
West-Vergleich. Die wichtigsten Ergebnisse
des 3-jährigen Projektes „Infantilisierung
der Armut? – Gesellschaftspolitische Ursa-
chen und psychosoziale Folgen in Ost- und
Westdeutschland“ sind darin dargestellt.
Das Buch richtet sich an politische und wis-
senschaftliche Akteure und Studierende. Die
Autoren betrachten sowohl Ursachen und
Erscheinungsformen von Kinderarmut als
auch die subjektiven (Kinder-)Perspektiven.
Dabei kommen sie zu dem Schluss, dass
sich Kindheit und auch Kinderarmut in Ost-
und Westdeutschland erheblich unterschei-
den. Aus dieser Analyse heraus entwickeln
sie Vorschläge für politische Gegenstrategien.

Schön an dem Buch ist, dass es nicht nur
empirische Ergebnisse enthält, sondern
auch einen genaueren Einblick auf die Hin-
tergründe des Themas ermöglicht. So wer-
den z.B. sowohl die Auswirkungen der
Hartz-Maßnahmen auf die Lebenslagen är-
merer Kinder als auch der Forschungsstand
zum Thema „Kinderarmut“ kritisch darge-
stellt. ❑

Mark Unbehend

Gruppe des KJW der AWO Essen gewinnt 
den Schülerwettbewerb des LJW NRW

Christoph Butterwegge, Michael Klundt,
Matthias Zeng (2004): Kinderarmut in
Ost- und Westdeutschland, VS Verlag
für Sozialwissenschaften

LITERATUR

Foto: LJW Bayern
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AWO-Aktion gegen
Kinderarmut

Die AWO will mit ihrer
Aktion gegen Kinder-

armut Zeichen setzen
und ganz konkrete Hilfe
bereits in Kindertages-
stätten leisten. Dazu wur-
de von der Vitawo-Re-
daktion ein Erziehungs-
ratgeber verfasst, der
„Eltern-Kompass 3-6“.
Dieser wird verkauft, und aus dem Erlös
werden gezielt ausgewählte Projekte ge-
gen Kinderarmut unterstützt. ❑

Bestellung des „Eltern-Kompass 3-6“
(Preis: 19,80 Euro & Porto): 
www.vitawo.de, Fon: 02304/253014, 
e-mail: info@vitawo.de

Reader zu „100 Jahre
ArbeiterInnenjugend-
bewegung – 100 Jahre
gesungene Geschichte“

Der Reader enthält Hintergrundinfos,
Liedtexte und Noten zu den beim

gleichnamigen Seminar besprochenen
und gesungenen Arbeiter- und Protestlie-
dern. ❑

Bestellung: BuJW, Fon: 0228/6685-117, 
e-mail: info@bundesjugendwerk.de

Das BuJW ruft zur Teil-
nahme am Sozialforum
in Deutschland auf!

Vom 21. bis 24. Juli 2005 findet das
erste „Sozialforum in Deutschland“

statt. In Erfurt trifft sich an diesen Tagen
die soziale Bewegung gegen die neolibe-
ral dominierte Globalisierung. ❑

Infos & Anmeldung:
www.sozialforum2005.de und 
www.dsf-gsf.org

Sozialstaat unter Reformdruck?

Der Sozialstaat. Reform, Umbau,
Abbau?“ heißt ein Buch, welches

2004 von Siegried Frech und Josef Schmid
im Wochenschau-Verlag herausgegeben
wurde. Es enthält Beiträge verschiedener
AutorInnen zum Thema „Sozialstaat“.

Dass der Sozialstaat unter Reformdruck
steht, wird von den AutorInnen vorausge-
setzt. Die Herausgeber formulieren vier
Hauptfragen, die die aktuelle Reformde-
batte zusammenfassen sollen: In welche
Richtung sollte Politik die sozialen Siche-
rungssysteme reformieren? Welche Spiel-
räume gibt es dabei? Wie sollte ein künf-
tiger Sozialstaat aussehen? Und - welches
ist das zukünftige Modell des Sozial-
staats?

„Die Autorinnen und Autoren dieses Hef-
tes wollen […] zu einer Versachlichung
der Diskussion beitragen und Fakten ver-
mitteln, die für das Verständnis der aktu-
ellen Reformdebatte wichtig sind“, mei-
nen die Herausgeber in ihrem einleiten-
den Artikel. Fakten werden dann auch
vermittelt, doch die Frage ist, welche!?
Bei kritischer Lektüre ist der Eindruck
nicht von der Hand zu weisen, dass eine
Perspektive und ein Grundkonsens über-
wiegen.

So lobt Josef Schmidt den „Erfolg“ der
Hartz-Kommission: „Als Erfolgsfaktoren
gelten dabei der hohe Handlungsdruck,
[…] die geschickte personelle Zusammen-
setzung und die Person des Vorsitzenden,
dem es gelang, erfolgreich die Ergebnisse
zu kommunizieren und eine Mobilisierung

der Gesellschaft in
die Wege zu lei-
ten.“ Keine Frage
dazu, ob ein sol-
ches derzeit prak-
tiziertes Experten-
kommissions-Poli-
tikmodell über-
haupt demokra-
tisch legitimiert
ist. Geschweige
denn, erfolgreich! Welchen Erfolg bemisst
der Autor dabei eigentlich?

In dem Beitrag von Wolfgang Merkel wird
die Alternative eines Grundeinkommens
als „sozial ungerecht“ definiert, ohne es
auch nur darzustellen, Klaus-Bernhard
Roy kritisiert die Kritik an dem Prinzip
der „Eigenverantwortung“ und rügt die
Bundesregierung, das Konzept des akti-
vierenden Sozialstaats nur selektiv aufge-
griffen zu haben. Und es ist kein Wunder,
dass Lutz Leisering zu der Frage „Waren
die ersten 50 Jahre ein Irrweg?“ gelangt,
wenn er die Geschichte des Sozialstaats
auf die Nachkriegszeit beschränkt.

Als Fazit dieses Buches sehe ich die Be-
stätigung meiner Ansicht, dass das Stre-
ben nach Versachlichung immer minde-
stens zwei Seiten hat oder haben sollte.

Simon Möbius

„

DBJR - Jugendpoli-
tisches Eckpunk-
tepapier

Das Positionspapier wurde Ende 2004
von der Vollversammlung des Deut-

schen Bundesjugendringes (DBJR) verab-
schiedet und enthält die gemeinsamen
Positionen der Jugendverbände zu unter-
schiedlichen Themen, u.a.: Zukunft der
Arbeit und soziale Sicherheit, Bildung,
Nachhaltigkeit und internationale Gerech-
tigkeit, Föderalismuskommission, aktuelle
Fördersituation, Bürgerversicherung, Hartz
IV, Migration, Partizipation usw.

Infos & Download: www.dbjr.de, DBJR,
Fon: 030/400404-00, e-mail: info@dbjr.de

Geschichtsschreibung
des Jugendwerkes der
AWO continued

Das BuJW hat die Geschichtsschrei-
bung des JW fortgesetzt. Autor Mar-

cus Mesch schreibt in der Broschüre „Ju-
gendwerk zwischen ‚Wiedervereinigung’
und Ökonomisierung“ zum JW-Geschehen
Ende der 80er und der 90er Jahre. Er
knüpft direkt an die Broschüre „Die An-
fänge des Jugendwerkes der AWO“ an. 48
spannende Seiten und viele Fotos sind
garantiert! Für nur 1 Euro pro Exemplar
kann die Broschüre beim Bundesjugend-
werk der AWO bestellt werden: 
Fon: 0228/6685-117, 
e-mail: info@bundesjugendwerk.de 

Siegfried Frech, Josef Schmid (2004):
Sozialstaat. Reform, Umbau, Abbau?,
Wochenschau-Verlag

LITERATUR
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Ja, die EXZESS interessiert mich!!!
Ich bestelle

ein Probeheft der Exzess

die Exzess per kostenlosem Direktabo 
(Voraussetzung: Mitglied im Jugendwerk)

___ Exemplare der Exzess zum Jahresabopreis, 
d.h., vier Ausgaben à 1 € pro Exemplar

___ Exemplare der Exzess zum Förder-Jahresabopreis, 
d.h., vier Ausgaben à 2 € pro Exemplar

Name, Vorname:

Adresse:

Telefon:

Datum + Unterschrift:

Senden an: Bundesjugendwerk der Arbeiterwohlfahrt

Oppelner Str. 130 • 53119 Bonn • oder per Fax: 0228/6685286

C O U P O N

UNICEF-Studie 
zu Kinderarmut
weltweit

In den meisten reichen Ländern
wächst der Anteil der in Armut leben-

den Kinder. In Deutschland ist die rela-
tive Kinderarmut seit 1990 stärker ge-
stiegen als in den meisten anderen In-
dustrieländern. Zu diesen Ergebnissen
gelangt eine international vergleichen-
de Studie von UNICEF zu Kinderarmut. 

Infos: www.unicef.de, Fon: 
0221/93650-0, e-mail: mail@unicef.de

Alltagshelden
So lautet der 

Titel eines
dicken Praxishand-
buches - und erst
der Untertitel ver-
rät genauer, wor-
um es in diesem
A4-Wälzer geht: Es
handelt sich um
ein Praxishandbuch zur Durchführung
von Seminaren für Zivilcourage, gegen
Gewalt und Mobbing.

Das Buch ist eine hervorragende Hilfe,
um selbst Seminare durchzuführen, die
sich mit diesem Themenkreis beschäfti-
gen. Kopiervorlagen, genaue, hilfreiche
Beschreibungen von Arbeitseinheiten,
Übungen und Spielen. Alles ist über-
sichtlich dargestellt und die NutzerIn-
nen fühlen sich ermuntert, aus diesem
Bauchladen von Methoden und Ideen
diejenigen herauszugreifen, die für die
eigene Zielgruppe und das eigene Se-
minarkonzept hilfreich sind. Auch Ein-
blicke in theoretische Überlegungen
zum Themenkomplex werden gegeben.
Dem Buch ist anzumerken, dass es aus
einem Praxisprojekt und nicht am so
genannten grünen Tisch entstanden
ist. ❑

Nicola Völckel

Christina Zitzmann (2004): Alltags-
helden - Aktiv gegen Gewalt und
Mobbing - für mehr Zivilcourage

LITERATUR

Natalie Rohrbeck vom BuJW, Fon: 0228/6685-117, 
e-mail: natalie.rohrbeck@bundesjugendwerk.de 

AnmeldunGen & InfOs: 

BuJW-BILDUNGSBAUKASTEN  
Seminartermine 2005
• Baustein HANDWERKSZEUG

15./16. September 2005: „Gründung von Jugendwerken & Gewinnung von Ehren-
amtlichen“, Bonn

• Baustein INHALT & METHODEN
23.-25. September 2005: „Kinderarmut“, Ort noch unbekannt

• Baustein INHALT & METHODEN
21.-23. Oktober 2005: „Die Gruppe rocken – und wie macht Ihr das?!“, Osnabrück

5.-8. Mai 2005: 
Bundesjugendwerkstreffen 
„SINN ma DABEI“

Anfang Mai 2005 treffen sich wie alle 2 Jahre zahlreiche Ju-
gendwerkerInnen, um gemeinsam zu feiern, zu diskutieren

und Spaß zu haben. Dieses Jahr findet das Treffen in Beichlin-
gen/Thüringen statt, unter dem Motto „SINN ma DABEI“. Der 
Anmeldeflyer und viele weitere Infos finden sich auf der Bun-
destreffen-Homepage: www.bundesjugendwerkstreffen.de 

Infos: Natalie Rohrbeck vom BuJW, 
Fon: 0228/6685-117, e-mail: 
natalie.rohrbeck@bundesjugendwerk.de
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I m p r e s s u m
April

9.-10. Bundesjugendausschuss, Erfurt

Mai

5.-8. Bundesjugendwerkstreffen, 
Beichlingen/Thüringen

19.-21. Infobörse Jugendreisen, Göttingen

Juni

10.-12. AG „Partizipation und 
Verbandsentwicklung“, Kassel

September

15./16 Seminar „Gründung von 
Jugendwerken und Gewinnung 
von Ehrenamtlichen“, Bonn

23.-25. Seminar „Kinderarmut“

19.-21. Infobörse Jugendreisen, Göttingen

OktOber

15./16. Vorsitzendentreffen, Köln

21.-23. Seminar „Die Gruppe rocken - und
wie macht Ihr das?!“, Osnabrück

24.-26. HauptamtlerInnen-Tagung, Würzburg

T e r m i n e

Redaktionsschluss der nächsten Exzess 2/2005: 1.7.05
Schwerpunktthema „Demokratie & Partizipation“


